
Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Kinder und Jugendliche haben eigene Rechte und das muss 
gesetzlich anerkannt werden. Deshalb stärken wir die 
Kinderrechte in Berlin und werden uns als Land Berlin im 
Bundesrat dafür einsetzen, dass die Kinderrechte endlich 
ins Grundgesetz aufgenommen werden. Für uns steht 
fest: Das Kindeswohl muss in jeder Situation klar Vorrang 
haben. Außerdem müssen Kinder und Jugendliche verbind-
lich an Entscheidungen beteiligt werden, die sie betreffen.

Die Linke 

Kinder sind keine kleinen Erwachsenen, sondern 
Menschen mit ganz eigenen Bedürfnissen und Rechten 
wie Beteiligung, Bildung und Schutz vor Gewalt. Wir 
fordern weiterhin mit Nachdruck die Aufnahme der 
Kinderrechte ins Grundgesetz und machen uns dafür auf 
Bundesebene stark.

1.

AfD 

Das Grundgesetz ist ein sehr gutes Gesetz. Es gilt näm-
lich nicht nur für Erwachsene, sondern für alle Menschen. 
Also auch für Kinder und Jugendliche. Das Bundes-
verfassungsgericht, unser höchstes deutsches Gericht, 
sagt sogar ganz klar: Kinder haben alle Grundrechte. Es 
schützt Familie und Kinder schon heute ganz besonders.
Daher die kurze Antwort: nichts, denn Kinderrechte sind 
schon im Grundgesetz!

1. Was tun Sie dafür, dass 
Kinderrechte ins Grundgesetz 
kommen?

CDU 	

Das Grundgesetz gilt für alle Menschen, auch für 
Kinder. Wir setzen uns dafür ein, dass Kinderrechte im 
Grundgesetz noch klarer sichtbar werden und Kinder 
gut geschützt sind. Dabei ist uns wichtig: Das muss den 
Kindern wirklich helfen und darf nicht dazu führen, dass 
sich der Staat zu stark in Familien einmischt. Eltern 
bleiben verantwortlich für die Erziehung. Der Staat hilft 
nur, wenn Kinder nicht ausreichend geschützt sind.

1.

SPD 

Die Berliner SPD setzt sich seit Jahren dafür ein, Kinder-
rechte im Grundgesetz zu verankern und diese stärker 
in den Mittelpunkt von Entscheidungen zu rücken. Die 
zuständige Bundesebene konnte den Plan wegen der vor-
gezogenen Bundestagswahl leider nicht umsetzen. Andere 
Parteien finden das Anliegen nicht so wichtig. In Berlin tun 
wir trotzdem unser Möglichstes, um Kinder und Jugendli-
che gut einzubinden und Politik in Eurem Sinne zu machen.

Piratenpartei Deutschland 

Wir wollen Kinderrechte im Grundgesetz, die Umsetzung 
der Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen (das 
Diskriminierungsverbot, Recht auf Leben und persön-
liche Entwicklung, der Vorrang des Kindeswohl und das 
Recht auf Beteiligung), Jugendparlamente, ein Wahlrecht 
für Jugendliche und eine Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen an der Stadtentwicklung. Dafür hat sich die 
ehemalige Piratenfraktion im Berliner Abgeordnetenhaus 
stark gemacht.

1.1.

1.1.

U16 wird gefördert durch: 



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Sobald wir die Regierungsverantwortung innehaben, 
werden wir ein entsprechendes Gesetz erlassen, das 
Kindern umfassende Grundrechte gewähren wird. Auch 
Kinder brauchen ein Recht auf Arbeit!

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Wir können das Grundgesetz als Partei im Landesparla-
ment nicht direkt beeinflussen. Aber wir haben vor, Kinder-
rechte in der Berliner Landesverfassung festzuschreiben. 
Die Durchsetzung überprüfen wir immer wieder auf allen 
Ebenen und führen eine:n Landesjugendbeauftragte:n 
ein. Diese Person wird besondere Rechte und Ressourcen 
erhalten, um diesen Prozess zu begleiten und danach die 
Situation für Jugendliche in Berlin kritisch zu bewerten.

Bergpartei

Das ist eine prima Forderung. Das Grundi ist ein gutes Buch 
mit schönen Geschichten. Leider lässt es sich nicht leicht 
durchsetzen und nicht so leicht verbessern. Egal welche 
Partei du wählst. In den nächsten Antworten wird hoffent-
lich klar, was wir damit meinen. Wir versuchen nicht, uns 
vor der Verantwortung zu drücken, aber wir möchten auch 
keine Macht haben oder ausüben. Wir möchten große Ver-
änderungen vorantreiben ohne gewählt zu werden.

Volt 

Kinder haben eigene Rechte: auf Schutz, Förderung und 
Mitbestimmung. Die Rechte stehen seit 1992 in der UN-
Kinderrechtskonvention, aber bis heute nicht im Grund-
gesetz. Wir unterstützen die Forderung, das zu ändern, 
und wollen, dass Berlin im Bundesrat dafür eintritt. Damit 
eure Stimme schon jetzt zählt, verankern wir Kinder- und 
Jugendparlamente mit eigenem Budget in jedem Bezirk. 
Eure Vorschläge müssen dann auch beantwortet werden.

BSW

Kinderrechte gehören für uns ins Grundgesetz. Wir 
werden hierzu entsprechende Anträge im AGH stellen, 
Anhörungen zu Kinderrechten organisieren, Jugend-
vertretungen einbinden und gemeinsam mit Verbänden 
Kampagnen starten, die Bund und Länder auffordern, 
Kinderrechte ins Grundgesetz aufzunehmen. Mitbestim-
mung von Kindern und Jugendlichen muss dringend auf 
jeder Ebene ausgebaut und gestärkt werden.

SGP

Kinderrechte klingen gut – aber solange die Reichen die Poli-
tik bestimmen, bleibt das leeres Papier. Heute sind Hundert-
tausende Kinder von Armut betroffen, Schulen und Spiel-
plätze verfallen. In Gaza unterstützt die Bundesregierung 
die Ermordung zehntausender Kinder. Kein Grundgesetz-
eintrag ändert das. Wir kämpfen für Sozialismus, in dem die 
Ressourcen der Reichen zum Wohl der Kinder eingesetzt 
werden – nicht mit Symbolen, sondern mit Taten.

FDP

Wir wollen jedem Kind die besten Chancen für die 
Zukunft ermöglichen, egal wo es herkommt oder wie 
viel Geld die Eltern haben. Deshalb setzen wir auf bessere 
Kitas, gute Schulen und echte Unterstützung von 
Anfang an. Eine Änderung des Grundgesetzes finden 
wir gut, aber nur, wenn sie wirklich hilft und nicht nur 
gut klingt. Entscheidend ist nicht, was im Gesetz steht, 
sondern dass es Kindern jeden Tag besser geht als vorher. 

dieBasis

Kinderrechte sind allgemeine Menschenrechte. Sie stehen 
schon im Grundgesetz. Das Problem ist, dass die Kinder 
keine Lobby haben, die sich für sie einsetzt. Wenn wir 
Regierungsverantwortung hätten, würden wir uns für die 
Kinder aktiv einsetzen und ihre Menschenrechte durch-
setzen.

1.

1.

1.
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Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Wir wollen gezielt mehr Geld für Jugendliche einsetzen, 
vor allem für starke und verlässliche Strukturen vor Ort 
wie Freizeiteinrichtungen, Streetwork, Sozialarbeit, 
Beratungsangebote und Demokratieförderung. All diese 
Angebote müssen dauerhaft ausreichend Gelder bekom-
men, anstatt nur kurzfristig Gelder für einzelne Projekte 
zu erhalten. Wir sorgen dafür, dass Jugendliche in allen 
Lebenslagen besser unterstützt werden.

Die Linke 

Wir wollen die vielfältigen Angebote für Kinder und Ju-
gendliche in Berlin erhalten. Hier darf nicht gespart werden! 
Die Linke steht zum Prinzip der Kostenfreiheit: Junge Men-
schen müssen alle Angebote unabhängig vom Einkommen 
der Eltern nutzen können. Für eine bessere Beteiligung 
junger Menschen und echte Gestaltungsmacht wollen wir 
die bezirklichen Kinder- und Jugendparlamente stärken und 
alle Bezirke mit eigenen Jugendbudgets ausstatten. 

2.

AfD 

Ja. Vor allem für Schulen, die sauber sind und sich in Ge-
bäuden befinden, die in einem sehr guten Zustand sind. In 
denen täglich gereinigt wird, die Toiletten in Ordnung sind 
und der Schulhof ein schöner Ort für Hofpausen ist. Die 
AfD will Schulen, in denen sich Schüler und Lehrer wohl-
fühlen und die Technik immer auf dem neuesten Stand ist. 
Das gilt auch für die Klassen- und Fachräume.Im Freizeit-
bereich wollen wir den Sportvereinen mehr Geld geben und 
baufällige Sporthallen und ungepflegte Sportplätze wieder 
in Ordnung bringen.

CDU 	

Mehr Geld hilft nicht immer. Wir wollen, dass das Geld 
auch bei euch ankommt. Deswegen liegen unsere Schwer-
punkte mit auf Jugendsozialarbeit, Förderung von sport-
orientierter Jugendarbeit und die Vernetzung von Schule 
mit Leuten vor Ort.

2.

SPD 

Ja, ganz konkret 50 € Jahresbudget für die Jugendkultur-
karte, kostenloses Schülerticket, kostenlose JugendOrte 
als Treffpunkte in der Freizeit und eine bessere Schul-
sozialarbeit mit psychologischer Beratung. Wir richten ein 
Kinder- und Jugendparlament auf Landesebene ein und 
statten es mit Geldern aus. Die Arbeit der Kinder- und 
Jugendverbände stärken wir und sichern Jugend- und 
Sportangebote, sie sollen inklusive und barrierefreie 
Räume werden.

Piratenpartei Deutschland 

Wir unterstützen jede sinnvolle Form der Zuwendung 
an Kinder und Jugendliche, die geeignet ist, Kinderarmut 
zu bekämpfen und Chancengleichheit zu fördern. Alle 
bereits bestehenden Zuwendungen sollen unbürokra-
tisch, ohne dass ein Antrag gestellt werden muss, als ein 
Kindergrundeinkommen ausgezahlt werden.

2.2.

2.

2.

2. Wollen Sie mehr Geld für 
Jugendliche ausgeben und  
wenn ja, wofür?



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Ja. Kinder sind wichtig. Neben der Sanierung von Spiel-
plätzen werden wir also auch Skateparks errichten. 
Außerdem werden wir Paintball-Anlagen und Drohnen-
parcours fördern, um die Wehrfähigkeit der nächsten Ge-
neration zu erhöhen und ihr damit ein Leben in Wohlstand 
Frieden zu sichern.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Ja, wir wollen an vielen Orten jeweils mehrere Maßnahmen 
finanzieren. Darunter unter anderem Schulen, Jugend-
clubs, Parks, die Jugendhilfe, Sporteinrichtungen und -an-
gebote, mehr Sicherheit beim Radfahren und Beteiligungs-
prozesse. Außerdem ist es uns wichtig, Geld gemeinsam 
mit Jugendlichen statt nur für sie auszugeben. Deswegen 
planen wir auch Beteiligungsprozesse, die wirklich Auswir-
kungen auf die Verteilung von Geld haben.

Bergpartei

Jeden Tag soll es Sneaker & Döner regnen! Das steht zwar 
nicht so in unserem Programm... Allgemeiner Hinweis: 
Wahlversprechen sind nicht verbindlich. Die Programme 
der Parteien auch nicht, aber lest sie euch durch. Schaut 
euch das Verhalten der Parteien an. Wie Stimmen sie im 
Parlament ab & was schlagen sie vor, wenn sie in der Re-
gierung sind? Erwachsene handeln oft anders als was sie 
sagen. Bei uns Politiker*innen ist das besonders auffällig.

Volt 

Ja, wir wollen mehr Geld für Jugendliche ausgeben. Berlin 
hat zuletzt fast 50 Millionen Euro bei Jugendarbeit, 
Schulsozialarbeit und politischer Bildung gestrichen. Das 
wollen wir umkehren. Jugendzentren, Beratungsstellen 
und Sportangebote brauchen verlässliches Geld, nicht 
ständig neue kurze Projekte. Außerdem bekommen Kin-
der- und Jugendparlamente in jedem Bezirk ein eigenes 
Budget, über das ihr selbst entscheidet.

BSW

Das BSW fordert mehr Geld für Jugendliche, um Freizeit-, 
Sport- und Bildungsangebote deutlich zu verbessern. Dazu 
gehören der Erhalt und Ausbau von Jugendclubs, Sport-
projekten, Rücknahme der Kürzungen bei Jugendkultur-
projekten, Einführung eines Jugendkulturpasses, Demo-
kratiebildung sowie Beteiligungsformate wie Jugendforen. 
So sollen Jugendliche ihre Interessen aktiv einbringen und 
Berlin kinder- und jugendfreundlicher gestaltet werden.

SGP

Ja – aber nicht mit Almosen. Während Milliarden in Rüs-
tung fließen, werden Schulen, Jugendclubs und Biblio-
theken kaputtgespart. Die SGP fordert: Schluss mit dem 
Rüstungswahnsinn! Die Mittel der Rüstungsindustrie und 
der Superreichen müssen für kostenlose Bildung, Freizeit-
angebote und soziale Infrastruktur genutzt werden. Das 
geht aber nur, wenn ihr selbst kämpft. Der Kapitalismus 
hat Jugendlichen keine Zukunft mehr zu bieten, nur Krieg 
und Armut.

FDP

Ja – aber gezielt statt pauschal. Wir wollen mehr Geld 
dort einsetzen, wo es echte Chancen schafft: in Kitas mit 
Sprachförderung, moderne Schulen mit digitaler Aus-
stattung, mehr Berufsorientierung und starke Ausbil-
dungswege. Uns geht es nicht um immer höhere Ausga-
ben insgesamt, sondern um bessere Prioritäten – damit 
jeder junge Mensch seinen eigenen Weg gehen kann, 
unabhängig vom Elternhaus.

dieBasis

Die Jugendlichen liegen uns besonders am Herzen, denn 
sie sind die Zukunft der Gesellschaft. Dafür brauchen die 
Jugendlichen vor allem mehr Freiräume, in denen sie ihre 
besonderen Begabungen entfalten können. Mehr Geld 
ausgeben, genügt nicht. Geld kann man auch für unsinnige 
oder schädliche Dinge ausgeben. Darum wollen wir das Geld 
vor allem für engagierte Lehrer und Schulen ausgeben, in 
denen die Kinder die Welt in ihrem eigenen Takt begreifen 
lernen.
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Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

Die Linke 

Verdrängung betrifft besonders häufig Kinder und 
Jugendliche. Ihre Bedürfnisse wie beispielsweise mehr 
Parkbänke müssen bei der Stadt- und  Grünflächenplanung 
besser berücksichtigt werden. Die Linke setzt sich weiter 
für unkommerzielle Orte wie zum Beispiel Jugendclubs 
ein, damit die Freizeitgestaltung nicht vom Geldbeutel 
abhängt. In der Verkehrspolitik stehen Fußgänger*innen, 
Radfahrer*innen und die Öffis bei uns an erster Stelle.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Jugendliche brauchen Orte, die für sie einfach zugänglich 
sind und an denen sie sich aufhalten können, ohne Geld 
ausgeben zu müssen. Deshalb sichern wir bestehende 
Freizeiteinrichtungen und schaffen neue Treffpunkte in 
der ganzen Stadt: Jugendclubs, Sport- und Kulturflächen 
und weitere Orte. Jugendliche sollen diese aktiv mitgestal-
ten dürfen. Konflikte darüber, wer einen Ort nutzen darf, 
möchten wir durch klare Regeln und Absprachen lösen.

3.

AfD 

Es braucht nicht mehr Orte. Wichtiger ist es, alle jetzt 
schon vorhandenen Jugendfreizeiteinrichtungen in einen 
guten Zustand zu bringen. Das dauert in Berlin leider oft 
viel zu lange, weil entweder Geld fehlt oder die Bürokratie 
zu groß ist.

CDU 	

Ja wollen wir. Uns ist es wichtig Orte zu schaffen, wo 
Kinder und Jugendliche auch mal ihre Ruhe haben. Das 
geht zum Beispiel mit wenig Geld, indem man „tote“ 
Flächen an oder unter Bahnbrücken zu Streetballplätzen 
umwandelt oder legale Graffitispots einrichtet.

3.

SPD 

Als SPD wollen wir JugendOrte schaffen, barrierefrei, 
geschützt vor Verdrängung durch Mietsteigerungen oder 
Lärmschutzklagen: Offene Treffpunkte, Sportmöglichkei-
ten, Gaming, Club- und Kulturorte, zugänglich kostenfrei 
und ohne Kaufzwang in Neubaugebieten verbindlich einge-
plant. Wir fördern E-Sport und Musikstätten. Dabei ist Eure 
Mitsprache Voraussetzung für Gerechtigkeit in der Stadt-
entwicklung und dafür wollen wir Gelder bereitstellen!

Piratenpartei Deutschland 

Wir fordern mehr Freiräume für Jugendliche und 
bessere Bildungsorte: Barrierefrei, inklusiv, digital, gut 
ausgestattet und selbstbestimmt. Jugendclubs und 
Anwohnerinitiativen sollen stärker gefördert werden.  
Wir lehnen die Überwachung des öffentlichen Raums ab. 

3.3.

3.3.

3. Auch Jugendliche wollen Orte, 
an denen Sie sich gerne aufhalten. 
Wie wollen Sie mehr solcher Orte 
schaffen?



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Es gibt in Berlin genügend Orte, an denen sich auch 
Kinder und Jugendliche wohlfühlen können - das 
notwendige Taschengeld vorausgesetzt. Einem 
Mangel an Taschengeld werden wir durch umfassende 
Subventionen, Steuergeschenke und Auszahlungen in bar 
entgegenwirken.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Wir wollen Kinder- und Jugendclubs ausbauen und lang-
fristig absichern. Außerdem sollen Parks, Spielplätze und 
öffentliche Orte durch mehr Sitzgelegenheiten, Mülleimer 
und öffentliche Toiletten einladender sein. Mehr Straßen 
sollen verkehrsberuhigt werden. Durch Beteiligungspro-
jekte wollen wir absichern, dass bei weiteren Planungen 
immer auch die Perspektive von Jugendlichen einbezogen 
und mit ihr abgewogen wird.

Bergpartei

Das Kürzen von Jugendeinrichtungen muss sofort ge-
stoppt werden. Bushaltestellen sollten mit Wlan und 
Ladevorrichtungen ausgestattet werden, mit guten 
Boxen und entpannten Couches. Für den Fall dass man 
sich doch nicht wohl fühlt sollte es kostenlosen Nahver-
kehr geben, um den Ort zu wechseln. Generell sollte es 
mehr Freiräume geben, das heißt Läden, wo man nichts 
bestellen oder kaufen muss & wo es die möglichkeit gibt, 
Regeln auszuhandeln.

Volt 

Wir bauen Parkplätze schrittweise zurück und schaffen so 
Platz für Grünflächen, Bänke und Bewegung. In Kiezen 
mit wenig Angebot stärken wir Jugendzentren, Bibliothe-
ken, Sport- und Kulturangebote. Schulhöfe und Sporthal-
len sollen abends und am Wochenende offen sein, damit 
ihr sie zum Treffen, Spielen oder Sport nutzen könnt. 
Außerdem bekommt jeder Kiez ein eigenes Budget, mit 
dem Anwohnende über neue Orte mitentscheiden.

BSW

Wir setzen uns für mehr Orte ein, an denen Jugendliche 
sich wohlfühlen: Jugendclubs, Sport- und Kulturflächen 
sowie kreative Räume. Alle 15–18-Jährigen sollen ein 
halbjährliches Guthaben für Theater, Bücher, Musik- oder 
Kunstkurse erhalten. Im Kiez bauen wir niedrigschwellige 
und altersgerechte Angebote aus. Jugendliche sollen die 
Orte aktiv mitgestalten können, damit sie ihren Bedürf-
nissen entsprechen und Begegnung sowie Freizeit fördern.

SGP

Ob Schwimmbad, Jugendhaus oder die Stadtbücherei 
zum Lernen – all diese Orte werden aktuell radikal ge-
schlossen, denn alle großen Parteien treiben im Bundes-
tag und in den Städten die gleiche Politik voran: Kürzun-
gen für Krieg, Geschenke für die Reichen. Um die Orte für 
Jugendliche zu erhalten und massiv auszuweiten, ist ein 
sozialistisches Programm nötig, das die Bedürfnisse der 
Menschen über die Vermögen der Reichen stellt.

FDP

Jugendliche brauchen Freiräume. Wir wollen mehr attrak-
tive Orte schaffen, indem wir Sportflächen modernisie-
ren, Schulhöfe öffnen und Kooperationen mit Vereinen 
stärken. Dazu weniger Bürokratie für Initiativen vor Ort 
und gezielte Investitionen in sichere, saubere Treff-
punkte. Unser Ziel: Räume, in denen Jugendliche sich frei 
entfalten und die Unterstützung finden können, die sie 
benötigen.

dieBasis

Die Jugendlichen haben eine natürliche, angeborene Neu-
gier, die Welt um sich herum kennenzulernen und heraus-
zufinden, wie sie funktioniert. Diesen natürlichen Antrieb 
wollen wir fördern. Schule soll die Freude am Lernen und 
an der Bewegung fördern und sie nicht durch stundenlan-
ges Stillsitzen in sterilen Klassenzimmern unterdrücken.

3.

3.
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Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Kinder und Jugendliche sollen sich draußen sicher und 
willkommen fühlen. Wir setzen uns deshalb für mehr 
Spiel- und Freiräume, Sportflächen, Grünanlagen und 
weitere kostenfreie Orte ein. Wichtig ist uns, dass die 
Wege in Berlin gut beleuchtet, barrierefrei und sicher sind, 
damit Kinder und Jugendliche ohne Sorgen unterwegs 
sein können. Außerdem stärken wir die soziale Sicherheit, 
also setzen uns gegen Gewalt und Diskriminierung ein.

AfD 

An der Schule wollen wir Heimatkunde-Unterricht einfüh-
ren. Dort lernen Kinder und Jugendliche, wie sie im Einklang 
mit Natur und der Nachbarschaft leben können. Nur die 
Dinge, die man gut kennt, achtet man auch gut. Und da ist 
auch jedes Kind und jeder Jugendliche selbst gefragt. Be-
handelt Pflanzen und Tiere mit Respekt. Lasst euren Müll 
nicht einfach im Park liegen. Beteiligt euch an Aufräumaktio-
nen und seid Vorbild für andere. Dann fühlen sich auch alle 
wieder draußen wohl.

4. Was wollen Sie machen, damit 
sich Kinder und Jugendliche draußen 
wieder wohlfühlen? 

CDU 	

Wir sorgen für mehr Sicherheit, Sauberkeit und coole 
Spielflächen. Es gibt mehr Sozialarbeiter und Programme 
gegen Gewalt. Die Stadtreinigung (BSR) hat den Auftrag, 
Spielplätze und Parks öfter sauber zu machen. Außerdem 
geben wir jedes Jahr viel Geld aus, damit Spielplätze sicher 
und in Schuss bleiben.

SPD 

Die SPD will eine familienfreundliche Metropole mit attrak-
tiven JugendOrten: Inklusive, Sport- und Bewegungsflä-
chen, legale Graffiti-Wände, Proberäume, saubere, repa-
rierte Spielplätze – mit Euch geplant. Kiezkantinen bieten 
Zusammenhalt, mehr Platz durch temporäre Spielstraßen. 
Verkehrsberuhigung vor Schulen und Kitas und abgegrenz-
te Radwege schützen unterwegs, Haltestellen besser 
beleuchtet und Berlin soll endlich viel sauberer werden!

Piratenpartei Deutschland 

Wir wollen mehr Raum für Menschen statt Autos und 
damit verbunden die Förderung von Fahrrad- und E-Mo-
bilität nach Vorbildern wie Kopenhagen und Groningen. 
Diese zeichnen sich durch Verkehrsberuhigung und 
konsequente Trennung von Fussgängern, Fahrradfah-
rern und dem Automobil aus. Der öffentliche Nahverkehr 
muss für alle Kinder und Jugendliche kosten- und fahr-
scheinfrei sein.

Die Linke 

Verdrängung betrifft besonders häufig Kinder und Ju-
gendliche. Ihre Bedürfnisse wie beispielsweise mehr Park-
bänke müssen bei der Stadt- und Grünflächenplanung 
besser berücksichtigt werden. Die Linke setzt sich weiter 
für unkommerzielle Orte wie zum Beispiel Jugendclubs 
ein, damit die Freizeitgestaltung nicht vom Geldbeutel 
abhängt. In der Verkehrspolitik stehen Fußgänger*innen, 
Radfahrer*innen und die Öffis bei uns an erster Stelle.
setzen uns für ein Jugendbudget und mindestens einen 
selbstverwalteten Jugendort pro Bezirk ein. 

4.
4.

4.4.

4.4.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Wir schalten das Internet ab.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Auch Jugendliche sollen sich wie alle draußen wohlfühlen. 
Öffentliche Orte statten wir besser aus, werden mehr 
Straßen verkehrsberuhigen, Tempo 30 ausbauen und 
Beteiligungsprozesse absichern. Außerdem bauen wir 
SafeNow-Zonen aus, stellen mehr öffentliche Angebote 
und bauen eine unabhängige Beschwerdestelle auf, die die 
Polizei besser kontrollieren soll. So können sich alle wohl 
und sicher fühlen und auch staatlichen Stellen vertrauen.

Bergpartei

Wieder? Kinder & Jugendliche sollen sich nicht wohlfühlen, 
sondern ihr Unwohl-Sein in eigene Forderungen formu-
lieren, sich organisieren & die Gesellschaft verändern. Es 
ist okay wütend zu sein, traurig & verrückt. Die Menschheit 
steckt in tiefen Krisen. Schwer erkämpfte Errungenschaf-
ten werden infrage gestellt. Alles wird sich komplett än-
dern. Wir müssen draußen, in der sogenannten Öffentlich-
keit, zusammen diskutieren: Wohin soll die Reise gehen?

Volt 

Wir wollen, dass ihr euch draußen sicher und wohl fühlt. 
Rund um Schulen, Kitas und Spielplätze führen wir Tempo 
30 ein, damit alle sicher über die Straße kommen. Wir er-
setzen Asphalt durch Grünflächen, begrünen Dächer und 
Fassaden und pflanzen mehr Bäume, damit die Sommer in 
der Stadt nicht so heiß werden. Außerdem sorgen wir für 
sauberere Straßen und Plätze, zum Beispiel durch mehr 
Recycling-Stationen und konsequente Müllkontrollen.

BSW

Wir wollen draußen sichere und attraktive Räume für 
Kinder und Jugendliche schaffen. Spielplätze, Parks, Sport- 
und Begegnungsflächen sollen gepflegt und modernisiert 
werden. Angebote wie Street-Sport, offene Treffpunkte 
und kreative Aktionen im Freien sollen ausgebaut werden. 
Dabei sollen Kinder und Jugendliche bei Planung und Ge-
staltung mitbestimmen können, damit die Räume wirklich 
ihren Bedürfnissen entsprechen und sie sich entfalten 
können.

SGP

Laute, verarmte Stadtteile, kaputte Spielplätze, Abga-
se – das ist das Ergebnis einer Stadtpolitik im Dienst von 
Investoren und Immobilienkonzernen. Die SGP kämpft 
für lebenswerte Städte: sichere Grünflächen, saubere 
Luft, gut beleuchtete Wege. Das erfordert öffentliche 
Investitionen statt Kürzungen – und eine Stadtpolitik, die 
Bewohner statt Konzerne in den Mittelpunkt stellt.

FDP

Wir wollen, dass sich Kinder und Jugendliche draußen sicher 
fühlen. Dafür braucht es saubere Parks, funktionierende 
Beleuchtung und eine präsente, handlungsfähige Polizei. 
Gleichzeitig investieren wir in gepflegte Spiel- und Sport-
flächen und stärken Vereine. Entscheidend ist: weniger 
Verwahrlosung, mehr Verantwortung im öffentlichen Raum 
und absolute Konsequenz gegen jede Form von Drogen-
konsum in der Nähe von Orten für Kinder- und Jugendliche.

dieBasis

Wenn Kinder sich draußen nicht wohlfühlen, ist das ein 
alarmierendes Zeichen. Wir werden die genauen Ursachen 
für das Unbehagen außerhalb der eigenen vier Wände er-
mitteln und jede einzelne dieser Ursachen entschlossen 
beseitigen. Das Wohlbefinden in der Öffentlichkeit und in 
der Natur betrachten wir als Grundrecht.

4.

4.

4.

4.4.
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Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Mentale Gesundheit hängt vom Umfeld und sozialen 
Bedingungen ab. Gerade in Schulen ist ein gesundheits-
förderndes Umfeld wichtig. Es braucht Änderungen im 
Bildungssystem, etwa weniger Leistungsdruck, mehr Platz 
zum Lernen sozialer Fähigkeiten und eine bessere Aus-
richtung auf jedes einzelne Kind. Die Lernumgebung muss 
sich bessern und mentale Gesundheit Teil des Unterrichts 
werden. Kurzfristig helfen Bewegung, Pausen und zugäng-
liche Hilfsangebote.

Die Linke 

Einsamkeit, Mobbing, Diskriminierung, Süchte, psychische 
Erkrankungen und Neurodivergenz sind für viele junge 
Menschen Realität und müssen anerkannt und aufge-
fangen werden. Wir wollen mehr Psycholog*innen an die 
Schulen bringen, Pädagog*innen auf dem Gebiet fort-
bilden und das Thema mentale Gesundheit in den Lehrplä-
nen verankern. Krisenchats und -telefone sowie Anlauf-
stellen bei den realen Aufenthaltsorten junger Menschen 
wollen wir stärken.

AfD 

Wie geschrieben, wollen wir den Sportvereinen mehr 
Geld geben. Nichts ist besser für die mentale Gesundheit, 
als Sport zu treiben. Stundenlang zocken und das 
Smartphone nutzen, schadet hingegen der mentalen 
Gesundheit. Da kann also jeder selbst etwas ändern.

5. Was wollen Sie für die mentale 
Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen machen?

CDU 	

Die mentale Gesundheit von Kindern und Jugendlichen ist 
uns sehr wichtig. Deshalb sollen Hilfsangebote früh, ein-
fach erreichbar und ohne lange Wartezeiten sein – zum 
Beispiel in Familien, Schulen, Vereinen und der Jugendso-
zialarbeit. Beratungsstellen wollen wir besser vernetzen 
und durch digitale Angebote ergänzen. Außerdem sollen 
mehr Therapieplätze entstehen, damit man schneller 
Hilfe bekommt.

SPD 

Niedrigschwellige „Soulspace“-Anlaufstellen bei seeli-
schen Krisen wollen wir ausbauen und die Versorgung 
nachhaltig verbessern. Damit es gar nicht so weit kom-
men muss, setzen wir auch bei Schulen an, mitAnti-Mob-
bing-Team und mindestens eine*n Schulsozialarbeiter*in 
vor Ort. Starke Beratungsstellen gegen Hass und Diskri-
minierung und Aufklärung zu sozialen Medien und Gaming 
gehören auch dazu. In Grundschulen bleibt das Handy aus.

Piratenpartei Deutschland 

Vorrang hat für uns die individuelle Förderung der Lernen-
den. Wir wollen den Leistungsdruck deutlich reduzieren, 
Schüler*innen brauchen unabhängige Ansprechpart-
ner*innen, Freiräume zur Selbsterfahrung und Selbst-
entwicklung. Schulische Initiativen und Veranstaltungen 
fördern die Schulgemeinschaft. Über die Fallen von Social 
Media ist aufzuklären (Abhängigkeit, Beeinflussung, u.a.) 
Die unabhängige Sozialarbeit in der Schule muss ausge-
baut werden. 

5.5.

5.5.

5.5.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Wir möchten, dass die mentale Gesundheit von Kindern 
und Jugendlichen genauso viel Aufmerksamkeit be-
kommt wie die von Erwachsenen. Wir werden in diesem 
Bereich zur Forschung anregen, um die medikamentöse 
Behandlung zu erleichtern und die Leistungsfähigkeit der 
Betroffenen zu erhalten, ohne die langwierige und lang-
weilige Gesprächstherapie. Glück ist nur ein Gefühl!

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Schulen müssen Schutzkonzepte u.A. gegen sexualisierte 
und verbale Gewalt wirklich durchsetzen. Auch die Schul-
sozialarbeit und Projekte gegen (cyber)mobbing bauen 
wir aus. Therapieplätze, Aufklärung und Hilfsangebote 
außerhalb der Schule wollen wir stärken. Unser Ziel: Alle 
Berliner:innen erhalten schon von Kindesbein an die Hilfe, 
damit aus Krisen keine Krankheiten werden müssen; El-
tern, Schulen und die Politik nehmen wir hier in die Pflicht.

Bergpartei

Leistungsdruck & Konkurrenzkampf sollen durch Koope-
ration & Gemeinschaft ersetzt werden. Wer psychische 
Probleme hat, sollte schnell niedrichschwellige professio-
nionelle Hilfe angeboten bekommen. Dafür müssen mehr 
Therapeut*innen ausgebildet werden & die Krankenkassen 
die Kosten auch für ganzheitliche Ansätze übernehmen. 
Wenn es mehr Freiräume gibt und die Grundbedürfnisse 
befriedigt sind, ist man gesünder. Drogen legalisieren.

Volt 

Mentale Gesundheit ist genauso wichtig wie körperliche. 
Wir führen das Pflichtfach Lebenskompetenz ab Klasse 7 
ein, in dem ihr lernt, was psychische Gesundheit bedeutet 
und wie ihr auf euch achten könnt. An Schulen und in 
Jugendzentren planen wir Coaches für mentale Gesund-
heit und Schulpsycholog*innen, die schnell und einfach 
für euch da sind. Außerdem schaffen wir Begegnungsorte, 
die gegen Einsamkeit helfen.

BSW

Wir setzen uns für mentale Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen ein, indem wir präventive Angebote wie 
Schulsozialarbeit, Schulpsychologen, Beratungsstellen, 
psychologische Unterstützung und Workshops zu Stress-
bewältigung, Achtsamkeit und Resilienz ausbauen. Jugend-
liche sollen aktiv eingebunden werden, welche Unterstüt-
zungsangebote sie erhalten, um psychische Belastungen 
früh zu erkennen, Stigmatisierung zu vermeiden und 
Gesundheit zu stärken.

SGP

Angst vor Krieg, Armut, Klimakatastrophe, Leistungs-
druck – diese psychischen Belastungen sind real und 
haben einen Grund: das kapitalistische System. Die SGP 
fordert kostenlose psychologische Unterstützung in 
Schulen, ausreichend Personal und keine Wartezeiten. 
Aber echte seelische Gesundheit braucht eine Gesell-
schaft ohne Angst und Ausbeutung. Dafür kämpfen wir.

FDP

Wir wollen mehr Schulpsychologen, niedrigschwellige 
Beratungsangebote und bessere Vernetzung von Schule, 
Jugendhilfe und Therapie. Gleichzeitig stärken wir Prä-
vention – etwa durch Sport, Gemeinschaft und Medien-
kompetenz. Uns ist wichtig: Probleme früh erkennen und 
schnell zu helfen, bevor sie sich verfestigen.

dieBasis

Das Wichtigste für die mentale Gesundheit der Kinder 
sind liebevolle Eltern, die keine Sorgen um ihr eigenes und 
das Leben ihrer Kinder haben. Darum ist die wichtigste 
Aufgabe, den Frieden in Europa zu erhalten.

5.

5.

5.

5.5.

5.5.

5.



Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Wir sorgen dafür, dass Gewalt verhindert, Probleme früh 
erkannt und im Ernstfall schnell geholfen wird. Dazu 
stärken wir die Beratungsstellen gegen Gewalt und Ju-
gendämter. Außerdem müssen alle Kinder- und Jugend-
einrichtungen Konzepte gegen Gewalt und klare Abläufe 
haben. Betroffene sollen sich anonym Hilfe suchen und 
beschweren können. Um Gewalt zu verhindern, bilden wir 
Eltern, Lehr- und Fachkräfte fort und schaffen Angebote 
für junge Menschen.

Die Linke 

Kinderschutz ist eine zentrale Aufgabe des Staates. Wir 
brauchen überall, wo junge Menschen sind, Kinderschutz-
konzepte und mehr Personal in den Jugendämtern. In der 
Kinder- und Jugendhilfe muss der junge Mensch jeder-
zeit im Mittelpunkt stehen. Wir setzen uns für die offene 
Jugendarbeit als diskriminierungsfreien und sicheren Ort 
für alle ein und unterstützen Projekte, die sich gegen 
Gewalt engagieren und Perspektiven für junge Menschen 
eröffnen.

AfD 

Der Schutz vor Gewalt ist eine der wichtigsten Aufgaben 
des Staates. Das muss zuerst an unserer Staatsgrenze 
geschehen. Und dann brauchen wir eine gut ausgestatte-
te und ausgebildete Polizei und Gerichte, die Gewalttäter 
schnell bestrafen. Ausländische Gewalttäter müssen 
Deutschland sofort verlassen.

6. Wie werden Sie Kinder und 
Jugendliche vor Gewalt schützen? 

CDU 	

Wir haben Jugendämter und Jugendsozialarbeit gestärkt. 
Zum Beispiel werden in Bezirken nun Familienräte ge-
nutzt, um frühzeitig Probleme zu sehen. So können Kin-
der und Jugendliche viel früher geschützt werden. Auch 
haben wir den Kinderschutzbericht etabliert. Es werden 
mehr Mittel für vorbeugende Maßnahmen bereitgestellt. 
Das können zum Beispiel Familienzentren oder Familien 
Cafes sein.

SPD 

Wir setzen auf Prävention – online und offline: Aufklärung 
zu Cybergrooming, mehr Sozialarbeiter*innen - auch beim 
Kinderarzt oder in Jugendzentren. Sichere Schulwege, be-
leuchtete Haltestellen, Personal an Bahnhöfen. Wir wollen 
Euch vor sexualisierter Gewalt schützen – im echten Le-
ben und im Netz, auch durch Community Policing. Polizei 
und Justiz sollen dafür gut ausgestattet sein. Gewalt-
schutzambulanzen und Opferschutz wollen wir stärken.

6.6.

6.6.

6.6. Piratenpartei Deutschland 

Wir wollen, dass Kinder und Jugendliche lernen, sich selbst 
zu schützen, Hilfe zu holen und gewaltfrei miteinander 
umzugehen. Das betrifft im besonderen Social Media. 
Gewaltprävention ist gemeinsam mit Betroffenen zu 
entwickeln und entsprechende Schulungen für Fachkräfte 
sind auszubauen.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Einige unserer politischen Mitbewerber möchten das 
Wahlalter herabsetzen. Wir gehen noch darüber hinaus: 
Neben der Absenkung der Strafmündigkeit wollen wir die 
Volljährigkeit ab dem 13. Lebensjahr im Grundgesetz ver-
ankern. Dies wird nicht nur die Jugendkriminalität und -ge-
walt senken, sondern auch die Zahl minderjähriger Mütter.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Wir wollen eine ganzheitliche Gewaltprävention. Wir unter-
stützen Betroffene mit dem Ausbau und der Absicherung 
von Hilfsangeboten. Um auch langfristige Entwicklungen 
betreuen zu können, vernetzen wir Angebote für verschie-
dene Altersgruppen besser. Außerdem bauen wir Frauen-
häuser aus. Wir setzen auf Täter:innenarbeit u.A. Mediation 
und Therapie statt Strafe, um Maßnahmen nachhaltig zu 
gestalten und die Betroffenen zu respektieren.

Bergpartei

Eine Frage, an der man nur verzweifeln kann. Allgemein 
muss Betroffenen geglaubt werden. Es muss unabhän-
gige Stellen geben, an die man sich wenden kann, außer 
Bullen, Jugendamt oder Personen, deren Job es ist einen 
zu bewerten. Trotzdem ermutigen wir: Gehe auf diese zu! 
Gewalt ist schlimm, wenn sie unerwartet passiert, wenn 
man von der Person abhängig ist & wenn einem nicht 
geholfen wird. Bedingungen, die politisch beseitigt werden 
können & müssen.

Volt 

Gewalt gegen Kinder wollen wir verhindern, bevor sie pas-
siert. Dafür stärken wir Familienberatung, Streetwork und 
Jugendzentren. Wenn Kinder zu Hause Gewalt erleben, 
sorgen wir dafür, dass das Jugendamt schnell informiert 
wird und handelt. Wir bauen außerdem Childhood-Häuser 
aus: Orte, wo Polizei, Medizin und Jugendhilfe zusam-
menarbeiten, damit betroffene Kinder nur einmal ihre 
Geschichte erzählen müssen.

BSW

Wir setzen uns dafür ein, Kinder und Jugendliche vor 
Gewalt zu schützen, indem Präventionsprogramme in 
Schulen und Jugendclubs gestärkt, Schulsozialarbeit und 
vertrauliche Beratungsstellen ausgebaut und niedrig-
schwellige Unterstützungsangebote bereitgestellt werden 
sollen. Zudem sollen sichere Räume geschaffen, Konflikt-
lösungsstrategien beispielsweise in Schulen vermittelt und 
frühzeitig Hilfen angeboten werden, um Gewalt wirksam 
vorzubeugen.

SGP

Um Gewalt gegen Kinder und Jugendliche zu stoppen, 
muss man verstehen, woher sie kommt. Sie ist das Spie-
gelbild gewalttätiger Verhältnisse – Kriege und Völker-
mord; Massenentlassungen; Sozialkürzungen, die den 
Schwächsten das Nötigste wegnimmt. Gewalt gegen jun-
ge Menschen stoppen, heißt, die Gesellschaft verändern, 
die Gewalt hervorbringt. Deshalb bauen wir eine Bewegung 
von Arbeitern jeden Alters auf, um den Kapitalismus zu 
beseitigen.

FDP

Wir setzen auf klare Konsequenz und starke Prävention. 
Wir brauchen eine eingriffsfähige ausgestattete Poli-
zei, konsequente Strafverfolgung und funktionierende 
Jugendhilfe. Gleichzeitig stärken wir Aufklärung, Schul-
sozialarbeit und sichere Räume. Die ausreichende perso-
nelle Ausstattung der Jugendämter spielt dabei für uns 
eine wichtige Rolle. Unser Ansatz: früh eingreifen, Täter 
stoppen und Opfer besser schützen.

dieBasis

Wir wollen die Kinder in die Lage versetzen, sich selbst 
zu schützen. Kein Kind darf in die Opferrolle geraten. 
Eltern müssen ihre Kinder schützen können und dürfen. 
Der beste Schutz vor Gewalt besteht darin, selbst keine 
Gewalt auszuüben. Das kann man lernen.
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Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Wichtig ist uns digitale Teilhabe für alle, unabhängig vom 
Geldbeutel. In Jugendclubs braucht es schnelles WLAN, 
Tablets, Computer und kreative Räume, etwa für Ga-
ming und Content Creation. Auch Wartung, Support und 
Datenschutz sichern wir langfristig ab. Zudem stärken wir 
die Medienkompetenz, damit Jugendliche sicher, kritisch 
und selbstbestimmt im Netz unterwegs sind. Informatik 
und Medienbildung wollen wir ab der 1. Klasse zum Thema 
machen.

Die Linke 

Es ist wichtig, dass jeder Mensch selbstbestimmt und 
differenziert mit Medien und Informationen im digitalen 
Raum umgehen kann. Die Medienmündigkeit junger Men-
schen ist für uns ein zentrales Bildungsziel – sowohl im 
schulischen wie auch im außerschulischen Bereich. Hierfür 
brauchen wir eine zeitgemäße technische Ausstattung 
der Schulen und Jugendclubs, Weiterbildungen für Päda-
gog*innen und den Einbezug der Kinder und Jugendlichen 
selbst.

AfD 

Mir ist es wichtiger, dass unsere Schulen besser werden. 
Heute haben viele Schüler Probleme beim Lesen, Schrei-
ben und Rechnen. Digitaler bedeutet nicht besser. Besser 
wird es mit vernünftigen Lehrplänen, die sich auf das 
Wesentliche konzentrieren und mit Lehrern, die ihren Be-
ruf lieben. Dazu zählt auch das Umfeld, also saubere und 
sichere Schulen.  
In Jugendclubs finde ich Räume zum Basteln und Malen, 
Tischtennisplatten, Billardtische und Kicker wichtiger als 
Plätze zum Zocken.

7. Was werden Sie machen, damit 
Schulen und Jugendclubs digitaler 
werden? 

CDU 	

Wir bringen Tempo in die digitale Schule. Seit Anfang 
dieses Jahres haben alle Berliner Schulen schnelles Inter-
net haben. Wir geben Geld für Laptops und Tablets und 
sorgen dafür, dass die Technik auch wirklich repariert wird, 
wenn sie kaputt ist. Auch neue Jugendclubs müssen direkt 
modern und digital ausgestattet werden.

SPD 

Schnellere Digitalisierung: kostenlose Leihgeräte, stabiles 
WLAN und mehr IT-Personal. Medienkompetenz und digi-
tale Verantwortung wird fester Bestandteil schulischer 
Bildung durch den neuen Rahmenlehrplan Digitales. Auch 
Risiken durch Desinformation und Gaming sollen The-
ma sein. Unser Spitzenkandidat Steffen Krach möchte 
außerdem die besten Hacker aus Berliner Startups ins 
Rote Rathaus holen, um die Verwaltung zu digitalisieren.

7.7.

7.7.

7.
Piratenpartei Deutschland 

Wir fordern mehr Investitionen in digitale Infrastruktur 
und die Vermittlung von digitalen Kompetenzen, denn 
Digitalisierung ist unser Kernthema. Die digitale Ver-
netzung von Jugendlichen halten wir für wichtig. Im 
Internet braucht es Freiräume für Jugendliche anstatt 
sinnloser Verbote.

7.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Jugendclubs sollten ausschließlich im "real life" stattfin-
den, wenn Sie verstehen, was wir meinen. Da muss nichts 
digitalisiert werden.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Zum einen stellen wir mehr Geld unbürokratisch zur Ver-
fügung. Wir schulen Lehrkräfte, Sozialarbeiter:innen und 
auch Eltern im Umgang mit digitalen Geräten. Außerdem 
überarbeiten wir Lehrpläne und Betreuungskonzepte, 
sodass der Umgang mit KI, digitaler Gewalt und digitalen 
Süchten Platz findet.

Bergpartei

Wir wollen Jugendclubs nicht digitaler machen, sondern 
analoger -mit viel mehr Personal & Geld für gemein-
schaftliche Abenteuer im echten Leben. Was heißt "was 
werden Sie machen"? Wenn wir im Parlament sitzen? Das 
wird nicht passieren. Demokratie funktioniert leider nicht. 
Es klappt nicht, einfach die Partei mit den besten Ideen zu 
wählen. Wie haben sich gute Ideen in der Vergangenheit 
durchgesetzt? Selbst Demokratie wurde erkämpft. Kein 
Geschenk.

Volt 

Funktionierendes WLAN, moderne Geräte, digitale Lern-
mittel: Das sollte in jeder Schule und jedem Jugendclub 
selbstverständlich sein. Wir sorgen durch einheitliche 
Beschaffung dafür, dass das endlich überall klappt. KI-ge-
stützte Werkzeuge nutzen wir, um Schüler*innen gezielt 
zu fördern. Gleichzeitig gehört der kritische Umgang mit 
KI und sozialen Medien für uns fest in den Lehrplan.

BSW

Wir wollen Schulen und Jugendclubs digitaler machen, 
ohne Bildung zu ersetzen. Geräte und Plattformen sollen 
Lernen unterstützen, Konzentration, Haptik und soziale 
Interaktion bleiben zentral. Detox-Klassen ohne Bildschir-
me (Grundschule) fördern Aufmerksamkeit, Smartphones 
bleiben im Unterricht weg. Am Ende der 10. Klasse erhalten 
alle Schülerinnen und Schüler einen digitalen Führerschein 
zu Medienkompetenz, Datenschutz und Informationsbe-
wertung.

SGP

Digitalisierung ist wichtig – aber marode Schulen mit 
schlechtem Internet und ohne Endgeräte für alle zeigen: 
Es geht nicht um fehlendes Geld, sondern um falsche 
Prioritäten. Hunderte Milliarden für die Bundeswehr, aber 
keine Tablets für Schüler? Die SGP fordert vollständige 
kostenlose digitale Ausstattung für alle. Technologie 
muss allen nützen, nicht nur Konzernen.

FDP

Wir wollen echte digitale Ausstattung statt Ankündigun-
gen: schnelles WLAN, moderne Geräte und fest an-
gestellte IT-Fachkräfte an Schulen. Jugendclubs sollen 
unkompliziert Zugang zu Technik und digitalen Angebo-
ten bekommen. Gleichzeitig stärken wir die Medienkom-
petenz durch gezielte Angebote an den Schulen, damit 
junge Menschen sicher und selbstbestimmt mit digitalen 
Tools umgehen können.

dieBasis

Digitalisierung ist kein positives Ziel. Wir sind schon viel 
mehr digitalisiert, als es unserem Leben und unserem 
Wohlbefinden guttut. Digitalisierung ist ein Werkzeug, um 
Macht und Kontrolle auszuüben. Wir wollen, dass die Kin-
der frei bleiben und sich als lebendige Menschen begeg-
nen und nicht als Avatare in einer künstlichen Scheinwelt.

7.

7.

7.

7.7.

7.7.

7.



Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Wir lehnen ein pauschales Social-Media-Verbot ab. Ein 
Verbot löst das Problem nicht und schließt junge Men-
schen vom digitalen Raum aus. Wir wollen stattdessen 
Medienkompetenz früh vermitteln. Dadurch lernen 
Jugendliche, Gefahren im Netz zu erkennen und Inhalte 
kritisch zu bewerten. Gleichzeitig braucht es klare Regeln 
für Social-Media-Plattformen, damit Jugendliche besser 
geschützt werden und das Alter bei sensiblen Inhalten 
wirksam geprüft wird.

Die Linke 

Wir wollen digitale Räume schützen und keine Verbots-
politik. Leider werden junge Menschen in den sozialen 
Medien oft zum Spielball kommerzieller Interessen. 
Unser Grundsatz lautet deshalb: Wir kontrollieren die 
Plattformen, nicht die Jugendlichen. Wir brauchen gut 
ausgestattete Medienkompetenzzentren in allen Be-
zirken und Schulungen, so dass junge Menschen, Eltern 
und Fachkräfte souverän und kritisch mit digitalen Medien 
umgehen können.

AfD 

Keine Antwort gegeben

8. Warum wird nur für Kinder und 
Jugendliche ein Social Media Verbot 
gefordert und was tun Sie hierbei?

CDU 	

Kinder und Jugendliche sind besonders schützenswert. 
Momentan wird viel über ein Verbot diskutiert. Wir orien-
tieren uns hier an der UN Kinderschutzkonvention in der 
es um Schutz, Befähigung und Teilhabe geht. Ihr solltet 
auf jeden Fall in die Diskussion über Beschränkungen mit 
einbezogen werden. Solch eine Regelung geht nur mit 
euch zusammen.

SPD 

Richtig, wir merken selbst, wie sehr Social Media abhängig 
macht. Deshalb ist uns Kinderschutz so wichtig: Wir wollen 
nicht, dass Eure mentale Gesundheit schutzlos den Logi-
ken von Tech-Konzernen ausgeliefert und durch süchtig 
machende Algorithmen, gefährliche Challenges und irre-
führende Inhalte abhängig gemacht wird! Ein verantwor-
tungsvoller Umgang ist wichtig. Deshalb: Handy aus in der 
Grundschule und Medienbildung auf dem Stundenplan.

8.8.

8.8.

8.

Piratenpartei Deutschland 

Kinder und Jugendliche sind besonders gefährdet. Es 
gibt sehr viele menschenverachtenden Inhalte im Netz. 
Manches davon kann sehr verstörend sein, und kann zu 
dauerhaften Problemen führen. Wie auch bei Alkohol, Dro-
gen und Zigaretten gibt es dafür einen Jugendschutz. Da 
es nicht vollständig verhindern kann, setzen wir vor allem 
auf gezielte Aufklärung. Es gibt gesetzliche Regelungen, 
die die strafrechtliche Verfolgung von Erwachsenen er-
laubt, die gegen allgemeine Regeln verstoßen. Werden sie 
verurteilt, kann das ein mehrjähriges Verbot der Inter-
netnutzung nach sich ziehen. Selbst das Wahlrecht kann 
entzogen werden.

8.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Die meisten Kinder und Jugendlichen kennen sich 
im Internet besser aus als jeder Erwachsene. Für 
Erwachsene wäre aber eine Art Internetführerschrein 
sinnvoll, da sie im Internet zu oft falsch abbiegen. 

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Wir finden es auch unfair, dass diese Debatte auf dem 
Rücken Kinder und Jugendlicher ausgetragen wird. Pro-
blematischer Social Media Konsum betrifft alle Alters-
gruppen. Wir sprechen uns gegen ein striktes Verbot aus, 
werden aber die Plattformen verpflichten, z. B. Chatbe-
schränkungen für Erwachsene gegenüber Minderjährigen 
einzuführen und ihre süchtig machenden Algorithmen 
anzupassen. Außerdem bauen wir Bildungsangebote zu 
dem Thema aus.

Bergpartei

Wir fordern auch das Social Media-Verbot für Männer über 
60 & für Leute, die andere Beleidigen für Dinge, für die 
sie nichts können. Wir beleidigen Leute nur für Dinge, die 
sie ändern können. Leider wurde uns gesagt, wir dürften 
das hier nicht machen. Das Problem bei Social Media sind 
die Konzerne, die zur Verantwortung gezogen werden 
müssen. Diskriminierende Inhalte werden bevorzugt, weil 
sie mehr Werbeeinnahmen bringen? Es sollte stärkere Mo-
deration geben, die weiß was sie tut. Statt einem Verbot 
sollte Medien-Kompetenz unterrichtet werden.

Volt 

Social Media kann für Kinder und Jugendliche besonders 
schädlich sein, weil Algorithmen gezielt Unsicherheiten 
ausnutzen. Ein einfaches Verbot hilft aber kaum, denn 
es lässt sich leicht umgehen. Wir setzen stattdessen auf 
zwei Hebel: Plattformen müssen ihre süchtig machenden 
Mechanismen abschalten. Und wir verankern Medien-
kompetenz fest im Lehrplan, damit ihr selbst kritisch mit 
sozialen Medien umgehen könnt.

BSW

Ein Social-Media-Verbot für Kinder und Jugendliche soll 
sie vor Altersgrenzen überschreitenden Inhalten, Cyber-
mobbing und Datenschutzrisiken schützen. Wir fordern 
klare Altersregeln, Aufklärung über sichere Nutzung und 
digitale Medienkompetenz. Zusätzlich sollen Schulen und 
Jugendclubs Programme anbieten, die gesunden Umgang 
mit sozialen Medien fördern und Kinder beim kritischen 
Reflektieren ihrer Online-Erfahrungen unterstützen.

SGP

Weil Jugendliche über Social Media sehen, was wirklich 
passiert: Genozid in Gaza, Krieg, Armut und Polizei-
gewalt. Genau das soll gestoppt werden. Das Verbot ist 
keine Schutzmaßnahme, sondern reine Zensur. Schon 
jetzt werden Antikriegs-Seiten wie die WSWS von Google 
und Meta unterdrückt. Die SGP und die IYSSE kämpfen 
dagegen und bauen eine internationale Bewegung von 
Jugendlichen gegen Krieg und Kapitalismus auf.

FDP

Wir halten pauschales Social-Media-Verbote für Kinder 
und Jugendliche für den falschen Weg. Es braucht ge-
zielte Aufklärung von Eltern, Kindern und Jugendlichen, 
eine Stärkung der Medienkompetenz und klare Regeln 
für Schulen für punktuelle Verbote, falls es vor Ort als 
notwendig erachtet wird. Zudem müssen Plattformen 
stärker in die Pflicht und Kinder besser geschützt werden. 

dieBasis

Wir sind gegen Verbote und wollen so wenig staatliche 
Gewalt wie möglich. Das geplante Verbot Sozialer Medien 
für Kinder, soll nur die Nachfrage danach schüren. Aber 
die Digitalisierung ist der falsche Weg. Er führt zum Ver-
lust des wahren Lebens.

8.

8.

8.

8.

8.

8.

8.

8.



Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

KI hat positive Eigenschaften, die wir nutzen wollen, aber 
hat auch negative Eigenschaften, die wir kritisch sehen. In 
der Schule soll KI transparent, sinnvoll und ethisch ver-
antwortungsvoll eingesetzt werden. Dafür braucht es Leit-
linien, Fortbildungen, angepasste Lehrpläne und Medien-
kompetenz. Auch in der Arbeitswelt sorgt KI für Chancen 
und Risiken. Wir wollen, dass Beschäftigte nicht unter dem 
Einsatz von KI leiden, sondern davon profitieren.

Die Linke 

Den Einsatz von KI in Schulen begleiten wir kritisch. Es 
muss ausgeschlossen sein, dass die persönlichen Daten 
von Schüler*innen und Pädagog*innen an Systemanbie-
ter abfließen. Bewertungen dürfen nicht automatisiert 
werden, sondern müssen immer durch die Lehrkräfte er-
folgen. Wenn KI-Tools an Schulen zum Einsatz kommen, 
sollen es bevorzugt solche sein, die aus öffentlichen Mit-
teln gefördert und länderübergreifend entwickelt werden.

AfD 

KI ist eine tolle Unterstützung, die ich auch in der politi-
schen Arbeit nutze. Um KI richtig anwenden zu können, 
muss man sich in seinem Thema gut auskennen, weil auch 
die KI Fehler macht. In der Schule sollten Kinder und Ju-
gendliche sich viel Allgemeinwissen aneignen. Das hat Vor-
rang. Mit diesem Allgemeinwissen kann man den später 
in der Oberstufe sicher mit den Lehrern KI ausprobieren 
und lernen, wo die Vorteile und Nachteile liegen. Also erst 
fleißig lernen, dann KI.

9. Wie stehen Sie zu KI in 
Schule und Arbeit?

CDU 	

KI wird unser Lernen und Arbeiten verändern. Wir wollen 
KI in die Schulen bringen, um Lehrer zu entlasten und 
euch beim Lernen besser zu unterstützen. Auch Fir-
men helfen wir mit viel Geld dabei, KI zu nutzen, damit 
Deutschland technisch vorne bleibt. Wichtig ist uns vor 
allem, dass KI auch richtig genutzt werden kann. Hierfür 
müssen wir alle empowert werden.

SPD 

KI verändert viele Jobs und gehört längst zum Alltag 
dazu. Jugendliche wie Beschäftigte brauchen dafür wich-
tige Kompetenzen, damit KI Chancen bietet - aber mit 
klaren Regeln: Transparenz, Datenschutz und menschli-
che Kontrolle. In Schulen soll KI Lehrkräfte entlasten und 
der Umgang damit Thema im Unterricht sein.

Piratenpartei Deutschland 

KI wird uns in der Zukunft in allen Lebensbereichen be-
gleiten. Der Umgang mit KI muss Teil der Medienbildung 
sein. Insbesondere ist über die Gefahren der KI aufzuklä-
ren, und wo sie hilfreich ist und wo nicht.

9.9.

9.9.

9.9.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Puh… sind wir mal realistisch: KI wird gewinnen, sie wird 
diese Antwort irgendwann in ihren Trainingsdaten haben 
und schlauer sein als wir alle zusammen: Wir befürworten 
KI bereits jetzt uneingeschränkt und mehr als jede andere 
Partei. Heil Llama!

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

KI kann beim Lernen und Arbeiten eine große Hilfe sein. 
Ein kritischer Umgang muss dennoch gelernt und gelebt 
werden. Verbote finden wir deswegen nicht sinnvoll und 
wenig nachhaltig. Wir bauen deshalb Bildungsangebote für 
Kinder, Jugendliche und Erwachsene aus.

Bergpartei

Wir wissen, dass KI sehr zeitsparend und bequem sein 
kann, z. b. beim Erledigen einer Hausarbeit. Allerdings 
verbraucht die KI extrem viel Strom und Wasser, zerstört 
Kreativität und macht eine Unterscheidung von Fake und 
Fakt immer unmöglicher. Deswegen sind wir gegen KI. 
KI ist übrigens auch der Grund, warum eure RAM-Kosten 
fürs Zocken immer weiter steigen. .... Unsere Antworten 
sind ohne KI erstellt worden.

Volt 

KI kann Lernen fairer machen: Sie erkennt früh, wo 
jemand Hilfe braucht, und passt Erklärungen individuell an. 
Im Beruf übernimmt sie Routineaufgaben und schafft so 
mehr Zeit für kreative und menschliche Arbeit. Gleich-
zeitig gilt: Entscheidungen über Menschen, zum Beispiel 
welche Note jemand bekommt oder ob jemand einen Job 
bekommt, trifft immer ein Mensch, nie eine Maschine. Den 
kritischen Umgang mit KI verankern wir fest im Lehrplan.

BSW

Wir sehen KI als unterstützendes Werkzeug, nicht als 
Ersatz für Lernen oder Entscheidungen. KI kann Recher-
che, Lernen, kreative Projekte und organisatorische Auf-
gaben erleichtern. Gleichzeitig müssen Datenschutz und 
kritisches Denken vermittelt werden, damit Kinder und 
Jugendliche KI verantwortungsvoll nutzen und verste-
hen, wie sie funktioniert und wirkt. Durch KI dürfen nicht 
Arbeitsplätze abgebaut werden, sondern sie soll sinnvoll 
unterstützen.

SGP

KI kann Bildung bereichern und Arbeit erleichtern – aber 
im Kapitalismus wird sie genutzt, um Jobs zu vernichten, 
Kriege zu führen und Menschen zu überwachen. Die SGP 
fordert: KI muss unter demokratische Kontrolle der Be-
schäftigten und der Gesellschaft gestellt werden. In der 
Schule soll KI das kritische Denken unterstützen – nicht 
ersetzen. Wer KI entwickelt, soll der Gesellschaft, nicht 
dem Profit dienen.

FDP

Wir sehen KI als Chance, wenn sie richtig genutzt wird. In 
Schulen heißt das: früh Kompetenzen vermitteln, statt 
Tools zu verbieten. In der Arbeitswelt kann KI entlasten 
und neue Chancen schaffen. Entscheidend ist für uns: 
klare Regeln, Datenschutz und Befähigung, damit Men-
schen KI souverän nutzen können.

dieBasis

Die neue Technik lässt sich nicht aufhalten. Darum 
müssen wir lernen, sie mit Verstand zu nutzen. Aber der 
Verstand bildet sich erst, wenn man mit beiden Beinen 
im echten Leben steht und die Welt mit allen Sinnen 
begreifen kann. Darum hat das Handwerk weiterhin 
goldenen Boden, weil es durch KI nicht ersetzt, aber 
unterstützt werden kann.

9.9.

9.9.

9.9.

9.9.



Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Unser Ziel sind Schulen, in denen Schüler*innen gerne 
und selbstbestimmt lernen und ohne großen Stress 
aufwachsen. Wir kämpfen gegen den Lehrkräftemangel, 
überfüllte Klassen, marode Gebäude, soziale Ungleich-
heit und die wachsenden Belastungen für Familien. Neben 
Fachwissen fördern wir Kreativität, Selbstorganisation, 
kritisches Denken und gesellschaftliche Mitgestaltung. 
Wir stehen für eine gerechte, inklusive und gute Bildung 
für alle.

Die Linke 

Wir wollen die Berliner Schulen zu Orten der Bildungsge-
rechtigkeit machen. Deshalb werden wir Gemeinschafts-
schulen ausbauen, an denen Kinder und Jugendliche von 
der Einschulung bis zum Abschluss zusammen lernen. 
Dort gelingt es nachweislich am besten, den Bildungs-
erfolg vom Geldbeutel der Eltern zu entkoppeln. Außer-
dem kämpfen wir weiter dafür, dass der Zugang zu guter 
Bildung nicht vom Elternhaus oder dem Stadtteil, in dem 
man wohnt, abhängt.

AfD 

Ich würde die Lehrpläne so straffen, dass es vor allem in 
der Grundschule um das Wesentliche geht: lesen, schrei-
ben, rechnen. Leider verlassen jedes Jahr viele Jugend-
liche die Schulen, die das nicht sicher können. Und die 
haben es dann im weiteren Leben sehr schwer.

10. Wie wollen Sie Schule 
verändern? 

CDU 	

Früher war Berlin bei Schultests oft auf den letzten Plät-
zen. Unser Ziel ist es, dass Berliner Schüler die gleichen 
Chancen haben wie in anderen Bundesländern. Wir setzen  
auf die Stärkung von Lesen, Schreiben und Rechnen, 
haben fast alle Lehrerstellen besetzt und fördern die 
Sprache schon vor der Einschulung. Es klappt: Berlin ver-
bessert sich langsam im Vergleich mit anderen Städten.

SPD 

Schule soll endlich alltagstauglich sein: Ein moderner 
Lehrplan, näher an dem, was Jugendliche wirklich brau-
chen, mit Gebärdensprache und Empathie als Wahl(pflicht)
fächer. Politik, Ethik und Medienbildung bleiben wichtig, 
damit ihr Demokratie mitgestalten könnt. Wir wollen 
gut ausgebildete Lehrkräfte, mehr Mitbestimmung und 
Vernetzung mit dem Kiez. Unterricht und Freizeit sollen 
besser zusammenpassen, Schule ist Lern- und und 
Lebensort!

Piratenpartei Deutschland 

Die Schule muss demokratisch und lebensnah werden; 
selbstbestimmtes Lernen wollen wir fördern. Bildung 
muss allen ohne Schranken zugänglich sein. Viele Infor-
mationen können heute digital abgerufen werden, der 
Umgang damit muss erlernt werden. Lernmittel müssen 
für Lernende kostenfrei sein, die Medienkompetenz muss 
gefördert werden.

10.10.

10.10.

10.10.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Es wäre schön, wenn eine Schule ein Ort wäre, wo Neu-
gierde geweckt, Talente gefördert und Stärken ausgebaut 
werden. Ein Ort, an dem lernen Spaß macht und der nicht 
nur darauf ausgerichtet ist, Menschen für die Arbeit in 
Produktionshallen und anschließendem Konsum brauch-
bar zu machen. Aber jetzt müssen wir da nicht mehr hin 
– da kann alles bleiben, wie es ist. Obwohl: Bessere Musik 
und mehr Schnaps auf den Elternabenden, das wäre nicht 
schlecht!

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Wir wollen Schulen besser ausstatten und die Gebäude und 
Technik sanieren. Außerdem sind 45-Minuten-Stunden, 
Auswendiglernen und strikte Noten im Kunst-, Sport- und 
Musikunterricht nicht mehr zeitgemäß und gehören ab-
geschafft. Mentale Gesundheit, Demokratie und Lernen 
auf Augenhöhe müssen dafür mehr Platz finden. Das 
dreigliedrige Schulsystem wollen wir durch mehr Gemein-
schaftsschulen ablösen und das Schulgesetz grundlegend 
überarbeiten.

Bergpartei

Wie ihr es wollt. Das ist kein Versprechen, sondern eine 
Drohung. In unserem Programm auf Seite 16 und 17 
steht: "Eine junge Generation, die sich in ihren Selbst-
wertgefühl bedroht sieht, hat ausgezeichnete Antennen 
für Macht und Ohnmacht. Ihre Sensibilität ist ausgepräg-
ter, um Unterdrückung, Elend oder Leid nachzuempfin-
den, als bei den ausgebufften Profis, die für sie zuständig 
sind." Wir wollen selbstverwaltete Schulen wie die SFE in 
Xberg. 

Volt 

Schule soll euch auf das Leben vorbereiten, nicht nur auf 
Prüfungen. Dafür führen wir das Pflichtfach Lebenskom-
petenz ein, in dem ihr lernt, mit Geld umzugehen, auf 
eure Gesundheit zu achten und Medien kritisch zu nutzen. 
Ihr sollt von einem Team aus Lehrkräften, Pädagog*innen 
und Psycholog*innen unterstützt werden. Und Schulen, 
die besonders viel Hilfe brauchen, bekommen von uns ge-
zielt mehr Ressourcen.

BSW

Wir wollen die Schule besser machen. Lehrpläne sollen 
klarer und weniger überladen sein, Lesen, Schreiben und 
Rechnen wieder wichtiger. Schülerpraktika sollen länger 
und häufiger stattfinden, Förderschulen sollen bestehen 
bleiben. Schulen sollen eine moderne Ausstattung, 
WLAN, IT-Fachkräfte, multiprofessionelle Teams und ein 
Programm für Sanierung erhalten.

SGP

Schule im Kapitalismus bereitet euch vor – auf 
Konkurrenz, Leistungsdruck und Unterordnung. Die 
SGP will Bildung, die kritisches Denken, Kreativität 
und Solidarität fördern. Kleine Klassen, gut bezahlte 
Lehrkräfte, gebührenfreie Schulmaterialien, keine 
Auslese nach Herkunft. Bildung darf kein Privileg sein. Das 
erfordert einen gesellschaftlichen Wandel – und euren 
Kampf dafür.

FDP

Schulen brauchen mehr Freiheit und Eigenverantwor-
tung, weniger Bürokratie und klare Leistungsziele. Wir 
brauchen bessere Ausstattung, mehr Praxisbezug und 
Berufsorientierung. Jedes Kind soll nach seinen Bedarfen 
gefördert und auch nach seinen Möglichkeiten gefordert 
– damit am Ende ein Abschluss steht, der echte Chancen 
im Leben eröffnet. Lehrkräfte sollen sich auf Unterricht 
konzentrieren können, statt Verwaltungsaufgaben zu 
erledigen.

dieBasis

Die Schulen sollen Orte des experimentellen Lernens 
für Kinder und ihre Eltern werden. Das Lernen soll in 
Projekten erfolgen, in denen sich die Schüler das gerade 
benötigte Wissen selber suchen und in ihre Pläne ein-
bauen. In der Schule sollen die Menschen nicht Lehrstoff 
auswendig lernen, sondern lernen, wie man Probleme 
löst. Sie sollen das Lernen lernen.

10.10.

10.10.
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10.10.



Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Schulen sind ein wichtiger Ort, um Demokratie praktisch 
zu leben und zu lernen. Wir wollen die Schüler*innen-
vertretungen und Bezirksschüler*innenausschüsse mit 
eigenem Geld und pädagogischem Personal unterstüt-
zen. Auch an Grundschulen soll eine Vertretung gewählt 
werden. Klassenräte wollen wir stärken. Zudem sollen 
Schüler*innen anonym Feedback an die Lehrkräfte geben 
können, damit ihre Bedürfnisse und Wünsche noch besser 
berücksichtigt werden.

Die Linke 

Wir wollen die Berliner Schulen weiter demokratisie-
ren und Demokratie im Schulalltag erlebbar machen. 
Der Klassenrat ist hierbei zentral wichtig. Die Arbeit der 
Schüler*innenvertretungen werden wir durch ein eigenes 
Budget und klare Rechte stärken, insbesondere auch an 
Grundschulen. Partizipative Projekte wie die Schüler*in-
nenhaushalte wollen wir ausbauen. 

AfD 

Dazu ist schon alles im Schulgesetz geregelt. Es gibt 
Klassensprecher, den Klassenrat, die Gesamtschülerver-
tretung, die Schulkonferenz und vieles mehr. Das reicht.

11. Was tun Sie dafür, dass 
Schüler*innen mitbestimmen 
können, wie Schule sein soll?

CDU 	

Schulen in Berlin bieten viele Möglichkeiten der Beteili-
gung. Es gibt Klassenräte, Schülervertretungen und auch 
Schülerparlamente. Die Gremien wollen wir alle erhalten 
und schützen. Geht mit Lehrern ins Gespräch und schaut 
was an eurer Schule fehlt oder ausgebaut werden sollte. 
Geht dann mit euren Lehrern ins Gespräch, um Gremien 
die ihr für wichtig haltet an eurer Schule eingerichtet 
werden.

SPD 

Wir stärken Schüler*innenvertretungen und den wöchent-
lichen Klassenrat, Mitbestimmung bauen wir ab Klasse 
1 aus. Den Demokratisierungsgrad der Schulen messen 
wir und machen Erfolge sichtbar. Kooperationspartner 
sichern wir durch das Demokratiefördergesetz finanziell 
ab. Gemeinsam mit Euch wollen wir eine Jugendstrategie 
erarbeiten, schaffen eine*n Berliner Kinderbeauftragte*n, 
ein Kinder- und Jugendparlament und stärken Kinder-
rechte.

Piratenpartei Deutschland 

Wir setzen uns ein für mehr Gewicht für die Schüler-
vertretungen bis hin zur Selbstverwaltung von Schulen 
nach dem Leitbild demokratischer Schulen. Mittels einer 
Abstimmungsplattform könnten Anträge eingereicht, 
diskutiert und abgestimmt werden. So arbeitet die Pira-
tenpartei.

11.11.

11.11.

11.11.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Wir werden Schülerparlamente einrichten, die ähnlich trä-
ge und wirkungslos funktionieren wie richtige Parlamente. 
Dies bringt zwar keinen direkten Wandel, heuchelt aber 
glaubhaft eine Art Beteiligung vor und bereitet die Kinder 
somit auf das richtige Leben vor.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Für Schüler:innen schaffen wir ein Antragsrecht in der 
Gesamt- und Elternkonferenz. Debatten um Handyver-
bote müssen mit Schüler:innen stattfinden, weswegen 
wir extra Geld für Beteiligungsprozesse stellen, z. B. 
Workshops. Außerdem erhält jede SV ein dreistelliges 
Budget im Jahr für ihre Arbeit. SV-Arbeit wollen wir mit 
einer Ehrenamtskarte, die teilweise Rabatte gewährt, 
honorieren. Schließlich ist SV-Arbeit Teil einer lebendigen 
Demokratie!

Bergpartei

Kapitalismus abschaffen - unser Minimal-Versprechen. 
Was ist Kapitalismus? Beispiel: Jemand arbeitet für 15€ 
die Stunde & die Firma macht 5€ Gewinn durch diese 
Arbeit. Das heißt Mehrwert. Der will wieder investiert 
werden - mit Gewinn. Das ist seit einer kurzen Zeit der 
Menschheitsgeschichte der Motor von Entwicklung. Das 
Problem ist nicht Geld, Zinsen oder Menschen, sondern 
die Beziehung zwischen Käufer*innen & denen, die ein 
Produkt herstellen.

Volt 

Ihr sollt mitbestimmen, wie Schule aussieht. Wir stärken 
Schüler*innenvertretungen und wollen, dass eure Vor-
schläge zu Schulregeln, Unterricht und Schulalltag ernst 
genommen und beantwortet werden müssen. Darüber 
hinaus verankern wir Kinder- und Jugendparlamente in 
jedem Bezirk gesetzlich, mit eigenem Budget. So habt ihr 
nicht nur in der Schule, sondern auch in der Stadt eine 
echte Stimme.

BSW

Wir wollen, dass Schülerinnen und Schüler wirklich mit-
bestimmen können, wie Schule gestaltet wird. Über 
Schülerparlamente in BVVen, Jugendforen und Schulkon-
ferenzen sollen sie ihre Ideen gleichberechtigt einbringen 
können. Auch bei Anhörungen im Abgeordnetenhaus und 
bei öffentlich geförderten Projekten sollen sie gehört 
werden, damit Unterricht, Ausstattung und öffentliche 
Infrastruktur fair, demokratisch und jugendgerecht ge-
staltet werden.

SGP

Millionen Schüler und Jugendliche werden durch den Krieg 
in der Ukraine, den Völkermord in Gaza und seine Unter-
stützung durch die Bundesregierung politisiert. Das Recht 
der Jugend auf Mitgestaltung, eine Zukunft ohne Krieg 
und in wirtschaftlicher Sicherheit lässt sich nur im Kampf 
gegen den Kapitalismus durchsetzen. Deshalb ist es jetzt 
an der Zeit, in einer internationalen, sozialistischen Partei 
- der SGP – aktiv zu werden.

FDP

Wir wollen echte Mitbestimmung. Schülerinnen und 
Schüler sollen über Schulkonzepte, Projekte und Alltag 
stärker mitentscheiden – verbindlich, nicht nur bera-
tend. Dafür stärken wir Schülervertretungen und geben 
Schulen mehr Freiheit, Beteiligung konkret umzusetzen. 
Die Einrichtung von Kinder- und Jugendparlamenten, 
unterstützen wir dort, wo es sie noch nicht gibt. Wo es 
sie bereits gibt, wollen wir ihre Arbeit verstetigen. 

dieBasis

Wahlen und Abstimmungen sind grundlegende Elemente 
einer Demokratie. Mehr Demokratie für die ganze Gesell-
schaft und damit auch für die Schüler, für Jungen und 
Mädchen gleichermaßen, ist ein Kernziel unserer Politik.

11.11.

11.11.

11.11.

11.11.



Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Viele Studien zeigen, dass ein späterer Schulbeginn für 
Schüler*innen besser passen würde, weil es sonst zu 
Schlafmangel, Konzentrationsproblemen und schlech-
tem Wohlbefinden kommen kann. Wir wollen Schulen 
unterstützen, später zu beginnen. So stärken wir die 
mentale Gesundheit und Leistungsfähigkeit. Jede Schule 
kennt ihre Bedingungen aber am besten und soll des-
halb eigenständig entscheiden können, ob der Unterricht 
später beginnen soll.

Die Linke 

Bereits jetzt verfügen Schulen über Spielräume beim 
Beginn der Unterrichtszeit, denn laut Berlin Schulgesetz 
kann die Schulkonferenz über den tägliche Unterrichts-
beginn entscheiden. Wir wollen sie dazu ermutigen, von 
diesem Recht künftig verstärkt Gebrauch zu machen – in 
einem demokratischen Prozess mit der gesamten Schul-
gemeinschaft.

AfD 

Einige Schulen probieren das schon aus. Da beginnt der 
Unterricht erst um 8:30 Uhr. Jede Schule kann das selbst 
regeln.

12. Was wollen Sie tun, damit 
der Unterricht später anfängt? 

CDU 	

Über einen späteren Start wird überall auf der Welt 
diskutiert. In Berlin dürfen Schulen das heute schon selbst 
entscheiden. Wir finden, dass Lehrer, Eltern und Schüler 
das vor Ort gemeinsam festlegen sollten. Wir wollen 
keine Befehle „von oben“ geben, wann die Schule losgehen 
muss.

SPD 

In Berlin entschiedet jede Schule für sich, wann genau der 
Unterricht startet. Konkrete Uhrzeiten können also von 
der Schulkonferenz ausgehandelt werden. Auch Schüler-
vertreter*innen sind als Teil der Schulkonferenz stimm-
berechtigt. :)

Piratenpartei Deutschland 

Unsere Forderung: Kein Unterricht bevor es hell wird, 
jedenfalls nicht vor 8 Uhr – im Winter gegebenenfalls 
später!

12.12.

12.12.

12.12.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

An uns liegt es nicht. Wir wissen auch nicht, wer sich das 
ausgedacht hat. Ginge es nach uns, sollte niemand vor 11 
Uhr aufstehen müssen, und ein Frühstück gegen 14:30 
wäre vollkommen normal. Vielleicht ist eine Zeitumstel-
lung vorteilhaft.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Ein Schulstart um 08:00 Uhr ist mit Blick auf die Wissen-
schaft komplett überholt. Deswegen setzen wir uns dafür 
ein, dass Schulen individuell anhand von Best-Practice-
Beispielen eigenständig einen anderen Schulstart setzen 
und auch z. B. die 45-Minuten-Stunde überwinden und 
mehr individuelle Lernzeiten einbauen.

Bergpartei

Eine wichtige Forderung! Man könnte die Uhren manipulie-
ren oder Streiken bis die Schulleitung nachgibt. Oder man 
klagt vor dem unternationalen Gericht für Menschen-
rechte gegen die Diskriminierung von Langschlafenden, 
Morgenmuffel, Lichtempfindlichen und vom Kreislauf her 
langsamere. Außerdem ist Schulpflicht Freiheitsberau-
bung, Amnesty sollte einen Report schreiben und die Ver-
einten Nationen Saktionen gegen Deutschland verhängen.

Volt 

Schlafforschung ist eindeutig: Jugendliche brauchen 
biologisch bedingt mehr Schlaf und kommen morgens 
schwerer in Gang. Früher Schulbeginn schadet. Wir haben 
noch keine fertige Lösung, weil das die gesamte Tages-
struktur von Familien und Lehrkräften betrifft. Aber wir 
wollen Pilotprojekte an Berliner Schulen fördern, die 
später starten, und aus den Erfahrungen lernen.

BSW

Das BSW Berlin will dafür sorgen, dass der Unterricht 
später beginnt, damit Schülerinnen und Schüler ausge-
schlafen und konzentriert lernen können. Dafür sollen 
Stundenpläne flexibler gestaltet werden, gemeinsam mit 
Lehrerinnen und Lehrer sowie mit den Schulleitungen. 
Außerdem sollen Pilotprojekte an Berliner Schulen zeigen, 
wie sich späterer Unterricht positiv auf Lernleistung, 
Pausen und Freizeit auswirkt.

SGP

Der Beginn des Unterrichts folgt keinen wissenschaft-
lichen Empfehlungen, sondern ist den Profitinteressen 
des Kapitalismus untergeordnet. Kinder und Jugendliche 
sollen bereits früh morgens verwahrt werden, damit 
ihre Eltern pünktlich zu Arbeiten beginnen können. Wir 
fordern, dass die Gesellschaft nicht den Profitinteressen 
einer kleinen Minderheit untergeordnet wird, sondern die 
Bedürfnisse der Bevölkerung in den Mittelpunkt gesetzt 
werden.

FDP

Wir wollen Schulen mehr Freiheit geben, ihren Alltag 
selbst zu gestalten. Dazu gehört auch, Unterrichtszei-
ten flexibler zu organisieren, etwa später zu beginnen, 
wenn es pädagogisch sinnvoll ist. Statt starrer Vorgaben 
setzen wir auf Eigenverantwortung vor Ort. Denn gute 
individuelle Lösungen entstehen dort, wo man die Schü-
lerinnen und Schüler wirklich kennt.

dieBasis

Die Erkenntnisse wissenschaftlicher Studien zum natür-
lichen Tagesrhythmus von Kindern sollten beachtet wer-
den und die Nutzung in die Verantwortung der Eltern und 
Lehrer einer Schule übertragen werden, damit sie selbst 
den Unterricht organisieren können.

12.12.

12.12.

12.12.

12.12.



Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Für hohe Essenspreise gibt es viele Ursachen, etwa 
steigende Kosten in der Produktion, die Weltlage oder 
schlechte Ernten durch die Klimakrise. Wir wollen, dass 
sich alle Menschen gesund, nachhaltig und bezahlbar er-
nähren können. Gerade in der Gemeinschaftsverpflegung 
kann dafür viel getan werden, etwa durch qualitativ hoch-
wertiges Schulessen. Im Bundestag setzen wir uns auch 
dafür ein, dass Essenspreise nicht aus Profitinteressen 
erhöht werden.

AfD 

Falls das Schulessen gemeint ist: Das liegt auch an den 
vielen Vorschriften zu Bio-Gerichten, vegetarischen oder 
veganen Essen. Außerdem gibt es kaum noch Schulen, 
in denen das Essen direkt gekocht wird. Und seit das 
Schulessen in Berlin kostenlos ist, wird viel zu viel weg-
geschmissen. Das macht es für Alle teurer. Falls Lebens-
mittel allgemein gemeint sind: Seitdem alle Kernkraft-
werke und viele (selbst ganz moderne) Kohlekraftwerke 
abgeschaltet wurden, haben sich die Preise für Energie 
vervielfacht. Jeder Bauer und Lebensmittelproduzent 
leidet unter diesen hohen Preisen und muss sie weiterge-
ben, um nicht pleite zu gehen. Dann kommen nach ganz 
viele Vorschriften und Auflagen für die Landwirtschaft 
aus der EU-Zentrale in Brüssel dazu, die die Kosten nach 
oben treiben. Lösung: vernünftige Energiepolitik und Ab-
schaffung unsinniger Vorschriften für unsere Landwirte.

13. Warum ist Essen so teuer  
und was tun Sie dagegen? 

CDU 	

Wegen Kriegen (wie in der Ukraine) sind Energie und Ge-
treide teurer geworden. Da man das für die Herstellung 
von Essen braucht, steigen die Preise im Supermarkt. In 
Berlin zum Beispiel gibt es das kostenfreie Mittagessen. 
Im Bund wurden zum Beispiel Energiekosten oder Steuern 
für die Restaurants gesenkt. 

SPD 

Wir haben kostenloses Schulessen für alle Kinder bis zur 
6. Klasse eingeführt und das soll auch so bleiben! Familien, 
die größere Kinder und wenig Geld haben, können über 
das Bildungs- und Teilhabepaket Kosten für Mittagessen, 
Klassenfahrten oder Sportvereine erstattet bekommen. 
Außerdem wollen wir viele Kiezkantinen schaffen, wo alle 
Menschen günstig und gesund Essen können.

Piratenpartei Deutschland 

Was hilft: Abschaffung von Steuern auf 
Grundnahrungsmittel und die Förderung regionaler 
Anbieter. Kostenloses Essen für Schüler, Studenten  
und Auszubildende...

Die Linke 

Verschiedene Krisen und Kriege auf der Welt sorgen leider 
dafür, dass Nahrungsmittel immer teurer werden. Das 
belastet vor allem Menschen mit niedrigen Einkommen. 
Deshalb wollen wir, dass die Mehrwertsteuer auf Nah-
rungsmittel abgeschafft wird. Außerdem soll die Lebens-
mittelverschwendung bis zum Jahr 2030 halbiert werden. 
Dazu sollen noch essbare Lebensmittel verpflichtend an 
gemeinnützige Organisationen weitergegeben werden 
müssen.

13.

13.

13.

13.

13.

13.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Kinder sollten sich nicht dafür interessieren müssen,  
wie teuer Essen ist. Kinder gehören satt, fertig.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Wir wollen in Schulen das Mittagessen auch über die 
Grundschule hinaus bis zur 13. Klasse kostenlos, pflanz-
lich und regional anbieten. Auch in Familienzentren oder 
Jugendclubs soll öfter gemeinsam gekocht werden. Wir 
wollen uns dafür einsetzen, ungesunde Lebensmittel 
stärker zu besteuern und dafür gesunde Lebensmittel zu 
vergünstigen. Familien mit Berechtigungsnachweis sollen 
für Schulkinder extra Verpflegungsgeld bekommen.

Bergpartei

Essen ist viel zu billig. Wir sind nur alle zu arm. Warum 
arm? Kurz: Weil niemand bekommt, was eigentlich ver-
dient wird (siehe Frage 15). Was tun? Man kann contai-
nern, zusammen kochen (ist billiger), Revolution machen, 
eine Küfa besuchen (suche auf ecosia), nur gesundes 
Essen, vegetarisch, vegan, bio, fair oder zu foodsharing 
gehen. Auf lange Sicht müssen sich alle coolen Leute 
einer SoLaWi anschließen. Am besten zusammen aufs 
Land ziehen.

Volt 

Essen ist teuer, weil Produktion, Transport und Energie 
viel kosten, und weil auf fast alle Lebensmittel noch 
Mehrwertsteuer drauf kommt. Wir setzen uns dafür ein, 
dass Grundnahrungsmittel komplett von der Mehrwert-
steuer befreit werden, damit Einkaufen günstiger wird. 
In Berlin stärken wir regionale Lebensmittelbetriebe und 
fördern Gemeinschaftsgärten, damit frisches Essen für 
alle zugänglicher wird.

BSW

Essen ist teuer, weil durch Kriege Energie- und Trans-
portkosten steigen und Gewinnaufschläge der großen 
Konzerne die Preise erhöhen. Wir setzen uns dafür ein, 
dass Schul- und Mensaessen bezahlbar bleiben, u. a. durch 
mehr Zuschüsse und Förderung regionaler Produkte in 
Berlin. Kinder und Jugendliche sollen gesunde, günstige 
Mahlzeiten bekommen, ohne dass Qualität oder Vielfalt 
leiden. 

SGP

Der Ukraine-Krieg und der Krieg gegen den Iran haben die 
Preise für Grundgüter, wie Nahrungsmittel, extrem nach 
oben getrieben. Das zeigt: Nicht die Interessen der Mehr-
heit der Bevölkerung werden umgesetzt, sondern die einer 
kleinen reichen Elite. Das kann sich die Gesellschaft nicht 
mehr leisten. Die Kontrolle über Grundgüter muss den 
Kapitalisten entrissen und unter die demokratische Kont-
rolle von Arbeitern und Jugendlichen gestellt werden.

FDP

Lebensmittel sind teurer geworden durch hohe Ener-
giepreise, gestörte globale Lieferketten und steigen-
de Abgaben. Unsere Antwort ist klar: Wir müssen die 
Belastungen senken. Wir stehen für niedrigere Steuern 
und weniger Bürokratie, damit Produzenten und Händ-
ler günstiger arbeiten können. Entlastung kommt dann 
direkt bei den Menschen an, gerade bei denen kleinen und 
mittleren Einkommen.

dieBasis

Die Frage greift zu kurz. Dahinter steht doch das Ziel 
einer hochwertigen Ernährung für die Kinder. Das Ziel 
muss allgemein formuliert, aber individuell gelöst werden. 
Da ist jede Schule in der Verantwortung, die für sie beste 
Lösung zu finden.

13.13.

13.13.
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13.13.



Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Für viele Menschen sind die hohen Mieten eines der größ-
ten Probleme. Deshalb haben wir ein Bezahlbare-Mieten-
Gesetz für Berlin geschrieben. Es soll zum Beispiel dafür 
sorgen, dass Vermieter*innen einen Teil ihrer Wohnungen 
zwingend zu günstigen Preisen vermieten müssen. Wir 
wollen auch mehr Sozialwohnungen in Berlin schaffen, da-
mit Menschen mit wenig Geld weiter hier wohnen können. 
Zudem wollen wir leerstehende Bürogebäude in Wohn-
raum umwandeln.

AfD 

Teuer ist das Wohnen in Berlin, weil es zu wenige Wohnun-
gen gibt und zu viele Menschen, die eine Wohnung benöti-
gen. Dafür gibt es zwei Lösungen: mehr Wohnungen bauen 
oder weniger Menschen nach Berlin lassen. Solange die 
Einreise nach Deutschland nicht den vorhandenen Geset-
zen entsprechend geregelt ist, kommen jeden Tag viele 
Menschen nach Berlin, die eine Wohnung haben möchten. 
So schnell kann man nicht bauen. Am 31. Dezember 2025 
gab es in Berlin rund 19.000 Ausreisepflichtige. Das sind 
Ausländer, die nach deutschem Recht nicht hier sein dür-
fen. Bleiben sie trotzdem hier, wird man nur für diese Men-
schen ungefähr 10.000 Wohnungen bauen müssen. In 
der Geschichte Berlins gab es nach dem zweiten Weltkrieg 
Zuzugsbeschränkungen wegen akutem Wohnungsmangel. 
Das wäre ein guter Weg, um die Lage auf dem Wohnungs-
markt für die nächsten 10 Jahre zu beruhigen. Dazu muss 
der Wohnungsbau von den viel zu vielen Vorschriften be-
freit werden, die das Bauen so teuer machen. Denn teurer 
Wohnungsbau bedeutet hohe Mieten.

14. Was wollen Sie machen, 
damit wir günstig wohnen können?

CDU 	

Wir wollen, dass schneller neue Wohnungen gebaut 
werden, zum Beispiel durch einfachere Regeln und kürzere 
Verfahren. Auch neue Stadtviertel sollen schneller ent-
stehen. Mit günstigeren Bauweisen senken wir die Kosten. 
Sozialwohnungen sollen gezielt Menschen helfen, die sie 
wirklich brauchen. Außerdem sorgen wir dafür, dass Ver-
mieter sich an die Regeln halten und Mieten nicht unfair 
erhöhen.

SPD 

Bezahlbarer Wohnraum entsteht nicht von allein, er wird 
gemacht. Wir werden 100.000 neue Wohnungen bauen. 
Wir erfassen alle Mieten in einem Register und kontrollie-
ren sie mit einer Mietpreis-Check-App und einer Mieten-
aufsicht. So gehen wir strikt gegen Mietabzocke vor und 
senken Mieten. Wir machen auch aus leeren Büros neue 
Wohnungen, besonders für Azubis, Studierende und 
Wohngemeinschaften.

Piratenpartei Deutschland 

Wir wollen die Gemeinnützigkeit im Wohnungsbau 
und gemeinnützige Wohnungsbau-Genossenschaften 
stärken und erweitern. Der Schutz der Mieter und 
Maßnahmen zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit sind 
völlig unzureichend.

Die Linke 

Wohnen darf junge Menschen nicht arm machen! Ver-
mieter*innen, die mit der Miete maximale Profite erzielen 
wollen, werden wir so gut es geht, aus Berlin verdrängen. 
Wir unterstützen die Gründung einer Jugendwohnagen-
tur und wollen ein Programm für den Bau von Studieren-
den- und Azubiwohnheimen auflegen. Die dortigen Mieten 
müssen begrenzt werden. Wir brauchen in Berlin außer-
dem mehr Plätze im betreuten Wohnen und in Jugend-
wohngruppen. 

14.

14.

14.

14.

14.

14.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Wir sehen die aktuelle Entwicklung der Stadt dahingehend 
positiv. In absehbarer Zeit wird es in der Innenstadt nur 
noch Büros, Hotels, Ferienwohnungen, Souvenirläden, 
überteuerte Pommesbuden und andere Touristenfallen 
geben. Dann wird hier niemand mehr ernsthaft wohnen 
wollen, was sich positiv auf den Mietspiegel auswirkt.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Wir stärken die Rechte von Mieter:innen und unterstüt-
zen Sozialhilfeempfänger:innen Wohnraum zu finden. 
Vermieter:innen wollen wir stärker regulieren und einen 
Vermieter:innenführerschein einführen. Für landeseigene 
Wohnungen führen wir einen Mietendeckel ein. Und wir 
wollen den Volksentscheid “Deutsche Wohnen und Co. 
enteignen” durchsetzen und so mehr Wohnraum aus der 
Spekulation in gedeckelte Verhältnisse überführen.

Bergpartei

Früher *hust hust* haben wir Häuser besetzt. Das klappt 
heute nicht mehr. Dennoch steht viel leer, Büros zum 
Beispiel. Die können als Wohnungen genutzt werden. Wir 
sind gegen die Priorisierung von Neubau, weil sich das oft 
niemand leisten kann. Im Schnitt haben alle Menschen in 
Berlin (auch Kinder & Jugendliche) 39–42 Quadratmeter 
zum Wohnen. Da muss nur besser verteteilt werden. 
Wohnungen werden als Geldanlage missbraucht & stehen 
oft leer.

Volt 

Günstiges Wohnen braucht viele Maßnahmen gleichzeitig. 
Wir bauen schneller mehr Wohnungen, indem wir Flä-
chen besser nutzen und Genehmigungen beschleunigen. 
Genossenschaften und gemeinnützige Wohnprojekte 
fördern wir gezielt, weil sie dauerhaft günstig bleiben. 
Verbindliche Sozialquoten sorgen dafür, dass auch 
Menschen mit wenig Geld eine Wohnung finden. Und mit 
einer Wohnraum-Datenbank können alle prüfen, ob ihre 
Miete zu hoch ist.

BSW

Wir wollen bezahlbares Wohnen sichern, indem wir 
verhindern, dass Wohnungen durch Spekulation, teure 
Möblierungen oder Eigentumsumwandlung teurer werden. 
Sozialwohnungen sollen massiv ausgebaut und dauer-
haft erhalten bleiben. Unser Ziel sind mindestens 6.000 
neue Sozialwohnungen pro Jahr, die langfristig bezahlbar 
und für Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen 
zugänglich sind.

SGP

Aktuell ist die Zahl obdachloser Minderjähriger auf fast 
das Dreifache gestiegen. Das ist das Ergebnis einer Politik, 
die Immobilienkonzernen erlaubt, Wohnraum als Speku-
lationsobjekt zu behandeln. Die SGP fordert: Wohnraum 
ist ein Menschenrecht, kein Marktprodukt. Großvermögen 
enteignen, sozialen Wohnungsbau massiv ausbauen, 
Mieten deckeln. Das erfordert die sozialistische Umge-
staltung der Gesellschaft.

FDP

Wohnen wird günstiger, wenn wir mehr bauen. Wir wollen 
Genehmigungen beschleunigen, Bürokratie abbauen 
und mehr Flächen freigeben, damit Angebot entsteht. 
Gleichzeitig fördern wir Eigentum und sorgen für fai-
re Rahmenbedingungen für Mieter und Vermieter. Ein 
wichtiger Baustein für uns ist Wohnungsbau am Rand des 
Tempelhofer Feldes.

dieBasis

Das Privateigentum an Grund und Boden ist aus 
unserer Sicht ein grundsätzlicher Fehler unserer 
Gesellschaftsordnung. Immobilien wie Wohnungen 
müssten der Allgemeinheit gehören und den Menschen, 
die sie benötigen gegen eine geringe Nutzungsgebühr 
überlassen werden. Genossenschaften sind ein Beispiel 
für diesen Ansatz.

14.14.

14.14.

14.14.

14.14.



Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Baustellen gehören zu einer wachsenden Stadt, aber sie 
dürfen den Alltag nicht unnötig belasten. Wir wollen, dass 
Baustellen besser geplant werden. Bevor eine große Bau-
stelle beginnt, sollen die Menschen informiert werden, 
damit sie sich vorbereiten können. Diejenigen, die eine 
Baustellen errichten, sollen mehr Geld zahlen müssen, 
wenn die Baustelle länger dauert. Auch soll darauf geach-
tet werden, dass Baustellen nicht lange stillstehen.

Die Linke 

Wir wollen Schlafbaustellen mit einer zentralen digitalen 
Baustellenkoordination und neuen Regelungen im Berliner 
Straßengesetz bekämpfen. In Berlin gibt es das „Kita- und 
Spielplatzsanierungsprogramm“, das Geld für die Bezirke 
bereitstellt, aber in der Realität oft scheitert. Geld- und 
Personalmangel in den Grünflächenämtern führen zu 
Sanierungsstaus. Wir fordern, die Bezirke mit ausreichend 
finanziellen und personellen Mitteln auszustatten.

AfD 

Mit unseren parlamentarischen Anfragen und Anträgen 
machen wir jetzt schon auf derartige Missstände auf-
merksam. Oft greifen Zeitungen dann das Thema auf und 
es geht danach schneller voran. Sobald wir in Regierungs-
verantwortung sind, werden wir Dauerbaustellen beenden. 
Aus unserer Erfahrung funktionieren sogenannten Bonus-
Malus-Regelungen sehr gut. Das bedeutet: wer schnell 
und gut baut, wird belohnt mit einer Geldprämie. Wer zu 
langsam baut, muss Strafe zahlen.

15. Was wollen Sie machen, damit 
Baustellen (z. B. Spielplätze, Straßen, 
Turnhallen) nicht so lange dauern?

CDU 	

Wir haben die Gesetze geändert, damit Bauen unkompli-
zierter wird. Es gibt jetzt weniger Papierkram und schnel-
ler eine Erlaubnis. Baustellen werden in Zukunft auch 
abgestimmt. Und ja, das war bisher leider nicht der Fall. 
Damit geht es dann auch schneller und alles wird in einem 
Rutsch gemacht.

SPD 

Berlin braucht unbedingt eine funktionierende Baustellen-
koordination! Wir werden Baustellen so koordinieren, dass 
sie nicht ewig herumstehen. Aufbauen erst wenn alles klar 
ist, umsetzen, und dann schnell wieder abbauen. Dafür 
nutzen wir eine digitale Baustellenkoordination, mehr 
Personal in Bauämtern und bessere Absprachen zwischen 
den Beteiligten für mehr Planungssicherheit.

Piratenpartei Deutschland 

Die Lösung ist einfach: Schnellere Projekte durch 
Digitalisierung, weniger Bürokratie und bessere 
Zusammenarbeit der Behörden.

15.15.

15.15.

15.

15.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Wir werden die Schmiergeldzahlungen so umleiten, dass 
mehr bei den Verantwortlichen ankommt und so schnel-
ler Effekte erzielt werden. Ein ausgeklügeltes Netzwerk 
an Sub-Sub-Sub-Dienstleistern wird es uns ermöglichen, 
zu Gunsten von Geschwindigkeit auf Arbeitssicherheits-
maßnahmen und regulatorische Anforderungen (Stich-
wort: Baustatik) zu verzichten.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Oft brauchen Baustellen wegen viel Bürokratie und einer 
ineffizienten Verwaltung sehr lange. Deswegen wollen 
wir beides auf den Prüfstand stellen. Wir gucken, welche 
Regelungen verwaltet oder sogar widersprüchlich sind 
und nehmen Anpassungen vor. Die Verwaltung wollen wir 
durchweg vernetzen und digitalisieren, sodass Anträge 
schneller von einer zur anderen Stelle kommen und Bau-
arbeiten unbeschwert und schnell ablaufen können.

Bergpartei

Die Wir lassen einfach alles verfallen. Mal ehrlich, wer 
braucht schon Spielplätze, Straßen & Turnhallen? Sowas 
gabs früher *röchel röchel* auch nicht ;) Turnen und 
Spielen wir auf den Ruinen der Straßen und Turnhallen! 
Das Chaos wird die Ordnung besiegen, denn es ist besser 
organisiert. Wenn die Straßen sicherer sind, weil es weni-
ger Autos gibt, hat man auch mehr Lust sich zu bewegen.

Volt 

Baustellen, die ewig dauern, nerven alle. Wir sorgen dafür, 
dass Baufirmen wirklich zügig arbeiten: Wer Fristen 
überschreitet, zahlt mehr, und die Strafe steigt, je länger 
es dauert. Lange Pausen zwischen Bauphasen sind nicht 
erlaubt, und Spielplätze, Gehwege und Turnhallen müssen 
in der Zwischenzeit wieder nutzbar sein. Für die Blockade 
öffentlicher Flächen zahlen Firmen höhere Gebühren. 
Vorbild ist Wien, das das bereits erfolgreich umsetzt.

BSW

Wir wollen, dass Baustellen schneller fertig werden. 
Straßen- und Schienenprojekte sollen besser koordiniert 
werden, damit wichtige Verbindungen nicht gleichzei-
tig gesperrt sind. Baustellen müssen zügig bearbeitet 
werden, bei Verzögerungen trägt der Bauträger die Ver-
antwortung. Ampeln, Umleitungen und zentrale Ver-
bindungen wie die TVO (Tangentialverbindung Ost) sollen 
optimiert werden.

SGP

Im Kapitalismus verfällt die Infrastruktur immer weiter. 
Während aktuell jeder verfügbare Cent in die Aufrüstung 
und die Bereicherung der Superreichen fließt, wird die 
Infrastruktur von Jahr zu Jahr immer maroder. Das muss 
gestoppt werden. Es muss massiv in die Infrastruktur in-
vestiert werden. Dazu ist es notwendig die großen Banken 
und Konzerne zu enteignen und unter demokratische 
Kontrolle der Arbeiter zu stellen.

FDP

Zu viele Baustellen dauern zu lange, weil Verfahren zu 
kompliziert sind. Wir wollen klare Fristen, digitale Geneh-
migungen und weniger Zuständigkeitschaos. Wer baut, 
soll schneller starten können. Behörden müssen Ent-
scheidungen zügiger treffen. 

dieBasis

Mit der Auftragsvergabe einen Zieltermin vereinbaren 
und mit Prämien für eine vorzeitige Fertigstellung 
verbinden.

15.15.

15.15.

15.15.

15.15.



Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Wir wollen, dass Berlin eine lebenswerte Stadt bleibt. 
Dafür muss Berlin sauberer werden. Mit einer neuen 
Steuer auf Verpackungen sorgen wir dafür, dass Mehrweg-
verpackungen genutzt werden und es weniger Müll gibt. 
Die Aufgaben der Berliner Stadtreinigung (BSR) wollen wir 
ausweiten, damit Spielplätze und Parks sauberer werden. 
Auch können die Menschen einmal im Jahr ihren Sperr-
müll umsonst von Zuhause abholen lassen, was Menschen 
ohne Auto hilft.

Die Linke 

Damit weniger Müll illegal auf Straßen und in Grünanlagen 
entsorgt wird, wollen wir die Angebote der Müllentsor-
gung ausweiten. Wir brauchen in einer wachsenden Stadt 
mehr Recyclinghöfe und diese sollen in neuen Stadt-
quartieren gezielt mitgeplant werden. Die so genannten 
Kieztage für Sperrmüll und Recycling weiten wir aus. Wir 
fördern Aufräumaktionen in den Kiezen, um das öffentli-
che Bewusstsein für die saubere Stadt zu stärken. 

AfD 

Zunächst ist jeder Berliner selbst für eine saubere Stadt 
verantwortlich. Also keinen Müll auf Gehwegen oder in 
Parks liegen lassen. Ansonsten gilt: Sobald irgendwo Müll 
liegen bleibt, muss der schnell entfernt werden, weil sich 
sonst immer mehr Müll ansammelt. Dafür brauchen wir 
ausreichendes Personal bei den Ordnungsämtern und der 
Stadtreinigung. In einer sehr sauberen Stadt fällt es Müll-
sündern deutlich schwerer, Dreck zu hinterlassen.

16. Was tun Sie dafür, dass 
unsere Stadt sauberer wird?

CDU 	

Wir haben höhere Strafen für die illegale Entsorgung von 
Müll eingeführt, damit Sauberkeit ernst genommen wird. 
Wir stärken die Ordnungsämter und setzen zusätzliche 
„Müll-Ermittler“ ein. Außerdem erweitern wir die Auf-
gaben der Berliner Stadtreinigung, damit auch Parks und 
Spielplätze sauber bleiben. Es liegt aber auch an jedem von 
euch, dass die Stadt sauber ist: schmeißt den Müll nicht 
einfach in der Gegend rum, sondern nutzt Mülleimer.

SPD 

Berlin ist safe zu dreckig! Wir wollen mehr Müllabholun-
gen, Sperrmülltage, auch mit Abholung daheim, keine 
wilden Müllkippen mehr, Projekttage mit der BSR an allen 
Schulen, mehr Parkläufer*innen und „Müll-Sheriffs“, star-
ke Stadtbäume und Baumpatenschaften, Spielplätze von 
der BSR reinigen lassen und Verpackungssteuern gegen 
Take-Away-Müll. NochMall-Kaufhaus und Reparatur-Bo-
nus erhalten wir. Wer Müll sammelt, bekommt Kultur-
Gutscheine!

Piratenpartei Deutschland 

Das geht nur durch die Stärkung von Ordnungsämtern 
und der Berliner Stadtreinigung. Die kostenlose Sperr- 
und Sondermüllentsorgung muss ausgeweitet werden. 
Wir brauchen eine bedarfsgerechte Mülleimer und 
Müllcontainerdichte.

16.16.

16.16.

16.16.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Was?! Die BSR macht insgesamt einen guten Job. Wir 
trennen unseren Müll, werfen unseren Dreck nicht auf die 
Straße und räumen sogar die Kacke unserer Hunde weg. 
Du ja sicherlich auch, genau wie alle anderen Leute, die 
wir gefragt haben. Aber wir geben Dir unser Ehrenwort: 
Wir werden das Arschloch finden, dass seinen Sperrmüll 
auf die Straße stellt! Und auch den Typen, der in die Bahn 
pisst!

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Wir wollen die BSR an Hotspots mehr reinigen und 
größere Mülleimer aufstellen lassen. Sperrmüll soll 
bei zwei mal im Monat stattfindenden BSR-Kieztagen 
leichter zu entsorgen sein und bei wilder Entsorgung 
stärker geahndet werden. Recyclingstellen sollen 
ausgebaut werden und Einweg- oder To-Go-Verpackung 
wollen wir mit einer Verpackungssteuer auslaufen lassen 
und durch Mehrweg ersetzen.

Bergpartei

Wen interessiert ob die Stadt sauber ist? Berlin ist viel zu 
sauber! Es gibt sogar Straßen ohne Graffiti. Ein Skandal! 
Was ist mit "sauber" eigentlich gemeint? Unsere ganzen 
Müllberge werden nach Asien und Afrika verkauft. Es ist 
quasi ein Luxus auf Kosten anderer, dass Berlin so (viel 
zu) sauber ist. Ohne Autos & Flugzeuge wäre die Stadt 
auch sauberer, dafür setzen wir uns sehr stark ein.

Volt 

Wir machen es einfacher, Müll richtig zu entsorgen: mit 
wohnortnahen Recycling-Stationen und QR-Codes an 
Tonnen, die zeigen, was wohin gehört. Wer Müll illegal auf 
die Straße wirft, kann durch städtische Kontrolleur*innen 
bestraft werden. Außerdem wollen wir weniger Einweg-
verpackungen in der Stadt, zum Beispiel durch Mehrweg-
pflicht bei To-Go-Bechern und Verpackungssteuer für 
Einwegplastik.

BSW

Wir fordern eine starke, öffentliche Stadtreinigung aus 
einer Hand statt vieler privater Anbieter. Es soll eine feste 
Sperrmüllabfuhr geben, mobile Recyclingstationen sollen 
durch die Kieze fahren und Kiezreinigungsteams Ver-
schmutzungen innerhalb von 24 Stunden beseitigen. Ille-
gale Müllablagerungen sollen verfolgt werden. Prävention, 
günstige Entsorgung und Beteiligung von Schulen, Ver-
einen und Jugendlichen stehen für uns im Vordergrund.

SGP

Schmutzige Straßen und Parks sind keine Frage des 
Willens einzelner, sondern des Stellenabbaus bei der BSR 
und anderen öffentlichen Betrieben. Die SGP fordert: 
Keine Privatisierung öffentlicher Dienste! Ausreichend 
Personal bei Straßenreinigung und Grünflächenpflege, 
gut bezahlt und unter demokratischer Kontrolle. Sauber-
keit ist kein Luxus – sie gehört zu einem würdevollen 
Leben.

FDP

Sauberkeit ist kein Zufall, sondern eine Frage von Hal-
tung und Durchsetzung. Wir setzen auf mehr Präsenz 
von Ordnungsamt und Polizei, konsequente Sanktionen 
bei Vermüllung und effizientere Stadtreinigung. Gleich-
zeitig erleichtern wir Entsorgung und stärken Verantwor-
tung im Kiez, zum Beispiel durch längere Öffnungszeiten 
von Recyclinghöfen. 

dieBasis

Die Anwohner mit in die Verantwortung nehmen.

16.16.

16.16.

16.16.

16.16.



Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Damit Berlin auch dann lebenswert ist, wenn es wärmer 
wird, brauchen wir deutlich mehr Bäume und Grün in der 
Stadt. Wir wollen 1 Million neue Bäume in Berlin pflanzen 
und möglichst viele Flächen entsiegeln, also von Beton 
befreien, sodass der Boden Wasser besser speichern kann. 
Die bestehende Stadtnatur, etwa die Wälder, Parks, Wie-
sen, Kleingärten, Seen und Flüsse, wollen wir zuverlässig 
schützen und pflegen. Berlin soll grün statt grau sein.

Die Linke 

Auf der Grundlage des BäumePlus-Gesetzes sollen in 
Berlin zum Jahr 2040 insgesamt eine Million Straßen-
bäume Schatten spenden. Wir werden die nötigen finan-
ziellen Mittel zur Pflanzung und Pflege zur Verfügung 
stellen. Hierfür nutzen wir auch das Sondervermögen des 
Bundes sowie Städtebaufördermittel. Für die Umsetzung 
des BaumEntscheids müssen auch Parkplätze weichen.

AfD 

Parks und Bäume haben wir sehr viele in Berlin. Woran es 
mangelt, ist jedoch die ausreichende Pflege. Dafür benö-
tigen die Bezirke mehr Geld und mehr Personal.
Außerdem sollte für jeden Baum, der aufgrund von 
Baustellen oder Krankheit gefällt werden muss, sofort 
mindestens ein neuer gepflanzt werden.

17. Was werden Sie machen,  
damit es mehr Parks und  
Bäume gibt?

CDU 	

Wir setzen uns dafür ein, dass unsere Stadt grüner wird 
und es mehr Orte zum Entspannen gibt. Dafür pflanzen 
wir viele neue Bäume und wollen bis 2040 deutlich mehr 
davon in Berlin haben. Außerdem wollen wir, dass auf Tei-
len des Tempelhofer Feldes ein neuer Stadtwald entsteht, 
damit es mehr Platz für Natur und Erholung gibt.

SPD 

Bäume statt Bürokratie: bis 2040 soll es 70% mehr 
Bäume geben, um die älteren kümmern wir uns gut. Wir 
schaffen einen neuen Berliner Volkspark: dort, wo be-
sonders viel gebaut wird, im Osten der Stadt, machen aus 
Grau noch mehr Grün und sorgen für Orte, wo man gerne 
Zeit verbringt. Mehr Platz für Natur – auch wo neue 
Wohnungen entstehen. Versiegelte Flächen begrünen wir 
mit Tiny Forests und Urban Gardening und ermöglichen 
Baden in der Spree.

Piratenpartei Deutschland 

Die Piratenfraktion hat hierzu ein Freiflächengesetz im 
Abgeordnetenhaus eingebracht für den Erhalt und Ausbau 
von Freiflächen und Grünanlagen.

17.17.

17.17.

17.17.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Klar ist, dass es neben ausreichend Parks auch ausrei-
chend Parkplätze geben muss. Und zu einem guten Park-
platz gehört ein Baum, denn niemand stellt sein Fahrzeug 
gern in der prallen Sonne ab.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Wir werden mehr Bäume pflanzen als gefällt werden. Alle 
15 Meter soll ein Straßenbaum stehen, erfasst und ge-
pflegt werden. Für jedes geborene Kind pflanzen wir zu-
sätzlich einen Baum. Grünflächen werden nur dann wei-
chen, wenn für sie geeignete Ersatzflächen entstehen. 
So erhalten wir nicht nur Berlins Park- und Baumbestand, 
sondern bauen beide massiv aus. Dass diese dann auch 
öffentlich zugänglich sind, ist für uns selbstverständlich.

Bergpartei

Man muss sich an jeder Stelle wo ein Parkplatz, große 
Straße oder Bürotum ist, fragen: "Warum lebt hier eigent-
lich kein Baum?" Im Vergleich haben Berlin & Deutschland 
große Flächen, die auf Karten als "Wald" zu erkennen 
sind, wenn man von oben kuckt. Bei näherer Betrachtung 
sind es aber Klopapier- und Weihnachtsbaum- Plantagen. 
Bei Büschen am Straßenrand & in Kleingartenanlagen 
herrscht eine höhere Artenvielfalt. Bäume & Parks reichen 
nicht.

Volt 

Wir bauen Parkplätze zurück und ersetzen Asphalt durch 
Grün, damit mehr Platz für Parks, Bäume und Grünflä-
chen entsteht. Fassaden und Dächer wollen wir einfacher 
begrünen. Parks gestalten wir mit Sitzmöglichkeiten, 
Schatten und Barrierefreiheit. Außerdem sorgen wir da-
für, dass Regenwasser versickern kann statt abzufließen, 
damit die Stadt bei Hitze kühler bleibt. Und mit Kiezbud-
gets könnt ihr mitentscheiden, wo neue Grünflächen 
entstehen.

BSW

Grünflächen sind wichtig für alle. Wir wollen Parks und 
Kleingärten erhalten und schützen, neue Bäume pflanzen 
und begrüne Dächer und Innenhöfe fördern. Asphaltflä-
chen sollen - wenn möglich - für Platz für Regenwasser, 
Schatten und Tiere weichen. Trinkwasserstellen, Blüh-
wiesen, Streuobst und urbane Landwirtschaft sollen die 
Stadt lebendiger machen. So bleibt Berlin kühl, grün und 
ein schöner Ort zum Spielen und Treffen.

SGP

Grünflächen werden in Berlin und anderen Städten seit 
Jahren zubetoniert, weil Investoren Baurecht bekommen. 
Die SGP fordert: Stopp der Spekulation mit Stadtflächen! 
Parks, Bäume und Grünflächen müssen ausgebaut wer-
den – als öffentliches Gut, nicht als Verhandlungsmasse 
für Konzerne. Eine sozialistische Stadtplanung stellt das 
Wohl der Bewohner in den Mittelpunkt.

FDP

Wir wollen neue Parks gezielt bei Neubauprojekten ein-
planen, Brachflächen aktiv nutzen, wenn sie nicht für 
Wohnungsbau gebraucht werden. Gleichzeitig schützen 
wir bestehende Bäume besser und pflanzen konsequent 
nach. 

dieBasis

Die Grünflächenämter personell besser ausstatten. CO2 
vermehren, um das Pflanzenwachstum zu fördern.

17.17.
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Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Wir stellen uns gegen jede Form von Gewalt und setzen 
auf Prävention, also die Verhinderung von Gewalt. Dabei 
sind die Sozial- und Kulturarbeit sehr wichtig. Wir sorgen 
für handlungsfähige Sicherheitsbehörden, um Straftaten 
zu verhindern und zu verfolgen. Durch ein neues Gesetz 
wollen wir zudem die Opfer von Gewalt besser unter-
stützen und schützen. Auch mit den Täter*innen muss 
gearbeitet werden, damit sie künftig nicht mehr gewalt-
tätig werden.

Die Linke 

Wir sprechen uns gegen immer neue Gesetze, Befugnisse 
und Grundrechtseinschränkungen aus und konzentrieren 
uns auf soziale Gerechtigkeit und Prävention: Eine ge-
rechte Sozialpolitik, eine progressive Drogenpolitik, eine 
starke Jugend(sozial)arbeit und der Kampf gegen Rassis-
mus, rechte Gewalt und häusliche Gewalt sind für uns die 
Grundlage für ein sicheres Berlin.

AfD 

Auf Gewalttaten muss umgehend eine angemessene 
Strafe folgen. Oft erfolgen Gerichtsverhandlungen sehr 
viele Monate nach einer Gewalttat und die Strafe wird von 
vielen Opfern als zu gering empfunden. Die Jugendrich-
terin Kirsten Heisig hatte dazu das „Neuköllner Modell“ 
entwickelt.

18. Welche Regeln wollen Sie 
aufstellen, damit Gewalt kein 
Problem mehr ist?

CDU 	

Wir haben die Regeln für die Polizei verbessert, damit sie 
euch besser schützen kann. An Orten, wo es oft Ärger 
gibt, hängen jetzt moderne Kameras. So kann die Polizei 
schneller helfen, wenn etwas passiert. Außerdem gibt es 
jetzt die elektronische Fußfessel für gefährliche Gewalt-
täter. Damit können sie überwacht werden, um vor allem 
Frauen und junge Leute besser zu schützen. 

SPD 

Wir setzen auf Prävention vor Härte, mehr Mittel für die 
Justiz und eine gut ausgestattete Polizei – als Verbündete 
der Menschen gegen Angst, Hass und Gewalt. Streetwork 
und interkulturelle Kompetenz von Einsatzkräften bauen 
wir aus, auch das „Community Policing“ und sensibilisieren 
für Rassismus, Queerfeindlichkeit und geschlechtsspezi-
fische Gewalt. Organisierte Kriminalität bekämpfen wir 
durch spezialisierte Polizei und Staatsanwaltschaften.

Piratenpartei Deutschland 

Solche Regeln sind zum Beispiel: Im Streit respektvoll 
miteinander umgehen und die Gefühle und Wünsche 
der Anderen ernst nehmen. Ruhig bleiben, den Anderen 
zuhören und den Sachverhalt klären, eine Lösung zu 
finden. Dabei können und sollten vermittelnde Menschen 
einbezogen werden. Bei Gefahr von Gewalt frühzeitig 
Hilfe holen. Durch vorbeugende Maßnahmen (Prävention) 
werden Risiken gemindert und Folgen abgeschwächt.

18.18.

18.18.

18.18.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Sinnlose Gewalt ist immer ein Problem und wird es auch 
bleiben. In den meisten Fällen ist die Anwendung Gewalt 
bereits verboten.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Wir wollen präventiv die Stadt anders planen, Strukturen 
zur Konfliktlösung ausbauen und die allgemeine mentale 
Gesundheit verbessern. Für die Verfolgung von Gewalt 
vernetzen wir Polizeistellen besser und bauen Schutzräu-
me für Betroffene wie Frauenhäuser aus. Durch Täter:in-
nenarbeit schaffen wir einen Reflexionsrahmen, der durch 
Geld- oder Haftstrafen nicht zustande kommt. Gerade 
sexualisierte Gewalt werden wir dennoch mit aller Härte 
bestrafen.

Bergpartei

Gewalt kann eine wundervolle Sache sein. Aber ohne akti-
ve Zustimmung ist Gewalt direkte Herrschaft. Erwachse-
ne haben Gesetze, die oft unfair sind und mit struktureller 
Gewalt durchgesetzt werden. Kinder & Jugendliche haben 
durch Straffreiheit einen Freiraum sich auszuprobieren. 
Auch ihr müsst mit Konsequenzen leben. Kennt ihr Pod 
mapping? Das ist eine Methode, bei der man sich eine Per-
son sucht, die für einen spricht oder angesprochen werden 
kann.

Volt 

Wir bekämpfen Gewalt, bevor sie passiert. Streetwork und 
Jugendhilfe helfen jungen Menschen früh, bevor Situa-
tionen eskalieren. Unsichere Orte können Bürger*innen 
anonym melden, damit schnell gehandelt wird. Wer aus 
radikalen Gruppen aussteigen will, bekommt von uns 
Unterstützung. Die Polizei statten wir besser aus. Wenn 
Gewalt trotzdem passiert, schützen wir Opfer schnell 
durch Anlaufstellen und stärken den Schutz vor häus-
licher Gewalt.

BSW

Wir wollen Gewalt verhindern, nicht nur bestrafen. Schu-
len bekommen mehr Sozialarbeiter, flächendeckende 
Anti-Gewalt- und Präventionsprogramme sowie Unter-
stützung für Eltern. Cybermobbing soll bekämpft und 
Lehrkräfte und Polizei fortgebildet werden. Dunkle Ecken 
sollen beleuchtet werden, Brennpunkte bestreift, und bei 
wiederholter Gewalt soll frühzeitige soziale Betreuung 
angeboten werden, damit Kinder und Jugendliche sicher 
aufwachsen.

SGP

Gewalt nimmt extrem zu: Die Regierung unterstützt 
den schrecklichen Völkermord in Gaza und sendet immer 
mehr Waffen in die Ukraine, um den blutigen Krieg weiter 
anzuheizen. Im eignen Land baut sie den Unterdrü-
ckungsapparat aus und will als nächstes alle jungen Men-
schen in die Armee zwingen. Auch die wachsende Armut 
ist Gewalt. Damit Gewalt kein Problem mehr ist, muss die 
Gesellschaft auf dem Prinzip sozialer Gleichheit basieren!

FDP

Gewalt verschwindet nicht durch neue Regeln allein, 
sondern durch konsequente Durchsetzung bestehender 
Gesetze. Wir setzen auf klare Strafverfolgung, mehr Prä-
senz von Polizei und funktionierende Justiz. Gleichzeitig 
stärken wir Prävention: Schulsozialarbeit, Aufklärung und 
frühes Eingreifen. Entscheidend ist für uns: Wer Gren-
zen überschreitet, spürt Konsequenzen – und wer Hilfe 
braucht, bekommt sie rechtzeitig.

dieBasis

Das Problem lässt sich nicht durch Regeln lösen, sondern 
dadurch, dass wir mehr Respekt und Achtsamkeit für 
unsere Mitmenschen entwickeln. Das geht am besten, 
wenn wir unseren Wohlstand und unsere soziale Sicher-
heit ausbauen, wenn wir Frieden und Freundschaft mit 
unseren Nachbarn aufbauen und aufhören, Waffen zu 
bauen und Kriege zu führen.

18.18.

18.18.

18.18.

18.18.



Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Viele Polizist*innen arbeiten rücksichtsvoll, halten sich 
an die Regeln und gehen bei ihrer Arbeit gut mit den 
Menschen um. Leider sind Polizeigewalt und Willkür, also 
Polizeihandlungen ohne Grund, aber weiter ein Problem. 
Wir sorgen dafür, dass Fälle von Polizeigewalt richtig 
untersucht werden. Auch schauen wir, wie Polizeiarbeit 
gerechter und ohne Diskriminierung funktionieren kann. 
So schaffen wir eine Polizei, der die Menschen vertrauen.

Die Linke 

Wir werden den Einsatz von Bodycams auch zur Kont-
rolle der Polizei ausweiten und die Rolle des Bürger- und 
Polizeibeauftragten Berlins gegenüber der Polizei stärken. 
Die immer weitere, teure Aufrüstung der Polizei wollen 
wir stoppen und die Mittel zugunsten der Sozialarbeit 
umverteilen.

AfD 

Diese Frage unterstellt, dass es Polizeigewalt als Mas-
senphänomen gibt. Das sehe ich nicht so. Polizisten sind 
als Beamte Diener unseres Staates. Sie leisten großartige 
Arbeit für den Schutz der Bürger. In den ganz wenigen 
Fällen, in der von einem Polizisten ungerechtfertigte 
Gewalt ausgeübt wurde, gibt es den Polizeibeauftragten 
des Landes Berlin oder die Zentrale Beschwerdestelle 
der Polizei und jederzeit die Möglichkeit, eine Anzeige zu 
erstatten.

19. Was wollen Sie gegen 
Polizeigewalt machen?

CDU 	

Wir stehen klar hinter unseren Polizistinnen und Polizis-
ten, die jeden Tag für unsere Sicherheit sorgen und dabei 
oft viel riskieren. Wir vertrauen ihrer Arbeit und lehnen 
pauschale Vorwürfe ab. Gleichzeitig ist klar: Wenn es im 
Einzelfall zu Fehlern oder Gewalt kommt, wird das genau 
untersucht und konsequent verfolgt. Gute Ausbildung und 
klare Regeln sorgen für verantwortungsvolles Handeln.

SPD 

Die Polizei soll durch „Community Policing“ auf Bündnisse 
und gute Kooperationen mit den Menschen im Kiez set-
zen. Interkulturelle Kompetenz von Einsatzkräften bauen 
wir aus, sensibilisieren für Rassismus, Queerfeindlichkeit 
und geschlechtsspezifische Gewalt und bieten Supervision 
und psychologische Unterstützung. Disziplinarrecht ver-
schärfen wir. Einen unabhängigen Polizeibeauftragten und 
Bodycams für Einsatzkräfte haben wir bereit umgesetzt.

Piratenpartei Deutschland 

Beschwerden gegen die Berliner Polizei können über die 
Zentrale Beschwerdestelle oder die unabhängige Om-
budsstelle (Bürger- und Polizeibeauftragte) eingereicht 
werden. Wir befürworten die Fortsetzung der Deeskala-
tionstrainings für die Polizei, die sich bewährt haben.

19.19.

19.19.

19.19.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

In Zukunft kommen für uns nur noch Frauen bzw. 
FLINTA-Personen als Kandidaten für den Polizeidienst in 
Frage. In jedem Fall halten wir es für eine gesellschaftlich 
sinnvolle Maßnahme mehr Frauen zu bewaffnen.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Eine unabhängige Beschwerdestelle und ein:e Polizei-
beauftragte:n sollen transparent für betroffene Bür-
ger:innen da sein. Die Aufarbeitung und Verfolgung von 
Polizeigewalt übernimmt dann diese Stelle, nicht die Poli-
zei selbst. Wir verbieten Schmerzgriffe und bauen mehr 
dezentrale Polizeistellen auf, die stärker in den Kiezen 
verwurzelt sind. In Sondereinheiten sollen regelmäßig 
rotiert werden, um Machtmissbrauch entgegenzuwirken.

Bergpartei

Wir schließen uns in Gruppen zusammen. Wir bespre-
chen, wie weit wir gehen wollen. Wichtig ist nicht erkannt 
zu werden. Keine Infos an Bullen! Dokumentieren & 
hinterher bei Post zur roten Hilfe. Wir möchten Regeln 
aushandeln. Wir sind für die Auflösung der Polizei zuguns-
ten selbstbestimmter & herrschaftsfreier Konfliktbe-
wältigung. Demokratie heißt Probleme mit Reden lösen. 
Jeder Polizeieinsatz ist undemokratisch & 1 Versagen der 
Politik.

Volt 

Wir verbessern die Polizeiausbildung durch kleinere Grup-
pen und Pflichtschulungen zu Diskriminierung und Ext-
remismus. Polizist*innen werden geschult, um in Krisen 
und mit Menschen, die kein Deutsch sprechen, richtig zu 
handeln, und tragen immer eine eingeschaltete Bodycam. 
Racial Profiling, also das Anhalten von Menschen nur 
wegen ihres Aussehens, bekämpfen wir aktiv. Fehlver-
halten der Polizei kann anonym gemeldet werden und hat 
Konsequenzen.

BSW

Wir wollen, dass Polizei deeskalierend handelt und Ge-
walt vermeidet. Bei Demonstrationen sollen bestehende 
Deeskalationsstrategien konsequent angewendet und 
Meinungs- und Versammlungsfreiheit geachtet werden. 
Wer unverhältnismäßige Gewalt anwendet, soll sofort 
Konsequenzen zu spüren bekommen. Bei wiederholten 
Fällen sollte die Person aus dem Dienst entfernt werden. 
Gleichzeitig gilt, dass die meisten Polizistinnen und Poli-
zisten korrekt arbeiten.

SGP

Die Regierung reagiert auf die Folgen von Krieg und Ar-
mut mit wachsenden Repressionen. Polizeigewalt nimmt 
dramatisch zu, arme und eingewanderte Jugendliche sind 
besonders betroffen. Wer gegen den Völkermord in Gaza 
demonstriert, muss mit Polizeigewalt und Verhaftun-
gen rechnen. Wir fordern die schonungslose Aufklärung 
jedes Vorfalls. Statt in den Unterdrückungsapparat muss 
massenhaft in Bildung, Gesundheit und Arbeit investiert 
werden.

FDP

Polizeigewalt darf es nicht geben – und wo sie passiert, 
muss sie konsequent aufgeklärt werden. Wir setzen auf 
unabhängige Beschwerdestellen, klare Einsatzregeln und 
moderne Ausbildung. Gleichzeitig ist uns wichtig: Wir stär-
ken die vielen Polizistinnen und Polizisten, die jeden Tag 
rechtsstaatlich handeln. Vertrauen entsteht durch Trans-
parenz, und durch klare Konsequenzen bei Fehlverhalten.

dieBasis

Polizisten besser ausbilden und die Ziele der Polizeiarbeit 
neu definieren.

19.19.
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Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Wer auf der Straße lebt, tut das meistens aus sozialer 
Not, etwa weil man kein Geld hat, krank ist oder sich keine 
Hilfe suchen kann. Wir werden obdachlosen Menschen 
helfen, eine Unterkunft zu finden. Außerdem sorgen 
wir für mehr Unterstützung, wenn es draußen sehr kalt 
oder warm wird. Am wichtigsten ist uns, dass obdachlose 
Menschen schnell und einfach eine eigene Wohnung be-
kommen und ihnen dann bei ihren individuellen Problemen 
geholfen wird.

Die Linke 

Wir wollen, dass erst gar nicht so viele Menschen obdach-
los werden z. B. durch günstige Wohnungen, die das Land 
Berlin baut. Für die Menschen, die trotzdem obdachlos  
werden, wollen wir Wohnungen nach dem Prinzip „Hou-
sing First“ vermitteln. Das heißt, die Menschen sollen 
zuerst eine Wohnung erhalten und alles Weitere kommt 
danach. Zusätzlich wollen wir die Sozialarbeit ausbauen, 
die den Menschen dabei hilft, von der Straße wieder weg-
zukommen.

AfD 

Obdachlose gab es leider zu allen Zeiten schon. Erschwe-
rend kommt heute dazu, dass wegen der sogenannten 
EU-Freizügigkeit jetzt auch noch Obdachlose aus Polen, 
Bulgarien, Rumänien und anderen Länder hinzukommen. 
Das überfordert die Sozial- und Hilfestrukturen in Berlin 
und sollte zuerst geregelt werden. Und wie schon bei 
Frage 15 erklärt, strömen täglich zu viele Menschen nach 
Berlin. Und für die gibt es einfach keinen Wohnraum – we-
der in einem Wohnheim noch in einer eigenen Wohnung. 
Viele Menschen, die auf der Straße leben, haben zudem 
mentale oder Suchtprobleme. Dort müsste man zuerst 
ansetzen. Einige von ihnen verweigern aber auch diese 
Hilfsangebote. In einer freien Gesellschaft kann man sie 
nicht zwingen, diese Angebote anzunehmen. Somit lässt 
sich dieses traurige Problem leider nie vollends lösen.

20. Was tun Sie dagegen, dass 
Menschen auf der Straße leben?

CDU 	

Wir wollen Menschen ohne Wohnung besser unterstützen 
und ihnen schneller helfen, wieder ein Zuhause zu finden. 
Dafür bauen wir Beratungsangebote aus und sorgen dafür, 
dass Hilfe ohne lange Wartezeiten erreichbar ist. Not-
unterkünfte und Hilfsangebote sichern und erweitern wir.

SPD 

Wir wollen Wohnungs- und Obdachlosigkeit bis 2030 
überwinden, dafür gründen wir ein SozialWohnWerk und 
setzen weiterhin „Housing First“ um: Ein Dach über dem 
Kopf steht am Anfang, nicht am Ende der Beratung und 
Begleitung von wohnungslosen Menschen. Parallel
bauen wir Beratungs- und Versorgungsangebote sowie 
Kälte- und Hitzehilfe aus, ebenso psychosoziale Beratung 
und Suchtberatung.

Piratenpartei Deutschland 

Wir sind für „Housing First“ (nach finnischem Vorbild) zur 
Bekämpfung von Obdachlosigkeit. Menschen benötigen 
ein Dach über dem Kopf, bevor sie weitere Hilfen anneh-
men können.

20.

20.

20.

20.

20.

20.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

In Hinblick auf die Wandlung zur Transitgesellschaft 
werden wir daher präventiv sämtliche Obdachlose mit 
Wohnmobilen ausstatten. Das lässt sich leicht durch die 
immensen Einnahmen Berlins bei Erhöhung der Hunde-
steuer um 7000% finanzieren. Das fördert auch die 
lokale Zulieferindustrie, in der dann Arbeitsplätze für 
Obdachlose entstehen. Ein fester Arbeitsplatz erleichtert 
die Wohnungssuche. Straßen sind zum Fahren da, nicht 
zum Leben!

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Wir wollen schon bei Mietrückständen Mieter:innen mit 
Beratung und frühzeitiger Intervention dabei unterstüt-
zen, ihre Wohnungen zu behalten. Bereits Wohnungs-
lose sollen nach dem “Housing First”-Prinzip möglichst 
schnell und dauerhaft in eigene Wohnung vermittelt 
werden. Wohnungslosigkeit ist kein individuelles Versagen, 
sondern ein strukturelles Problem. Die Politik steht in der 
Verantwortung allen Menschen ein würdevolles Leben zu 
ermöglichen.

Bergpartei

Wir haben gar nichts dagegen, dass Menschen auf der 
Straße leben. Im Gegenteil. Wir ermutigen sogar dazu. 
Wir sind für eine Reisepflicht, das heißt, dass alle mal 
Reisen müssen. Wenn man "unterwegs ist" sollte einem 
geholfen werden. Man braucht Orte, wo man chillen kann, 
wo es warm & sicher ist. Problematsich sind die Leute die 
Mietverträge unterschreiben & nicht die Leute, die von 
zuhause abhauen müssen oder wollen. Das muss respek-
tiert werden!

Volt 

Menschen auf der Straße brauchen zuerst ein stabiles 
Zuhause, bevor andere Probleme gelöst werden können. 
Deshalb setzen wir auf Housing First: Wohnungslose 
bekommen sofort eine eigene Wohnung und Betreuung. 
Das funktioniert, Finnland hat Obdachlosigkeit so fast 
abgeschafft. Außerdem sorgen wir für menschenwürdige 
Standards in allen Notunterkünften und bauen Bera-
tungsangebote aus, die beim Neustart helfen.

BSW

Wir wollen obdachlose Menschen unterstützen, indem 
wir bezahlbaren Wohnraum ausbauen und soziale Hilfen 
stärken. Wir setzen auf frühzeitige Hilfe bei Mietschulden, 
Housing-First-Programme, Not- und Übergangsunter-
künfte, betreute Wohnformen sowie soziale und psycho-
logische Beratung. Ziel ist, dass alle Menschen dauerhaft 
ein sicheres Zuhause bekommen.

SGP

Obdachlosigkeit ist keine individuelle Tragödie – sie ist das 
direkte Ergebnis einer Politik, die Wohnraum dem Markt 
überlässt. Die Zahl obdachloser Jugendlicher hat sich seit 
2022 fast verdreifacht. Die SGP fordert: Sofortiger Stopp 
von Zwangsräumungen, massiver Ausbau öffentlichen 
Wohnraums, garantierte Unterkunft für alle. Wohnen ist 
ein Grundrecht! Für die entschädigungslose Enteignung 
der Miethaie!

FDP

Wir wollen dafür sorgen, dass mehr geeignete Unter-
künfte schneller zur Verfügung stehen. Außerdem wer-
den wir eine bessere Zusammenarbeit von Sozialdiensten 
und gezielte Hilfe zurück in Arbeit und Wohnen organisie-
ren. Zudem müssen Verfahren schneller werden. 

dieBasis

Hilfe zur Selbsthilfe anbieten. Aufsuchende Sozialarbeit 
und Suche nach einfachen Lösungen unter Beteiligung 
der Betroffenen.

20.20.

20.20.
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Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Mädchen* und Frauen* müssen in Berlin gleichberechtigt 
und sicher leben können. Deshalb bauen wir Ungleich-
heiten ab. Wir schützen vor Gewalt, etwa durch zwei neue 
Frauenhäuser. Wir kämpfen gegen die ungleiche Bezah-
lung von Frauen und gegen die ungleiche Verteilung von 
Sorgearbeit zu Hause. Diskriminierung wegen des Ge-
schlechts darf es nicht geben. Auch in der Politik braucht 
es mehr Frauen, bei uns Grünen sind es bereits mehr als 
die Hälfte.

Die Linke 

Wir wollen ein gutes Leben ohne Unterdrückung und die 
echte Teilhabe von Mädchen* und Frauen*. Dazu gehören 
gleicher guter Lohn und faire Chancen für alle, eine 
bessere Vereinbarkeit von Arbeit und Familie sowie die 
Stärkung von Alleinerziehenden. Wir bauen Schutz- und 
Beratungsangebote aus und wollen jede Form von Gewalt 
konsequent bekämpfen.

AfD 

Genau wie für Jungen und Männer: ihnen durch eine 
gute schulische Ausbildung die besten Chancen für ein 
selbstbestimmtes Leben in Freiheit geben.
PS: Was bedeuten die *?

21. Wie wollen Sie sich für  
Mädchen* und Frauen* einsetzen?

CDU 	

Wir wollen uns auf unterschiedlichen Ebenen für Mädchen 
und Frauen einsetzen. Hierfür sind wir gerade dran, das 
Gewaltschutzgesetz ins Parlament zu bringen.  Damit 
wäre der Schutz für Mädchen und Frauen gesetzlich 
verankert. Auch Beratungen und andere Hilfe stehen dann 
Mädchen und Frauen gesetzlich zu.

SPD 

Wir stärken die Rechte von Frauen und Mädchen und sor-
gen für faire Aufstiegschancen, gleiche Bezahlung, gerecht 
verteilte Sorgearbeit, Unterstützung Alleinerziehender 
und feministische Stadtplanung. Berlin wird Weltzentrum 
der Frauengesundheit mit bester Forschung auch für 
Endometriose und mehr Hebammen. Frauenhäuser, Ge-
waltschutzambulanzen und vertrauliche Spurensicherung 
sichern wir ab, Kinder schützen wir besser vor gewalttäti-
gen Elternteilen.

Piratenpartei Deutschland 

Wir wollen die Gleichstellung fördern und Mädchen und 
Jungen gleichermaßen zu allen Berufen ermutigen, 
indem wir überkommene Rollenbilder aufbrechen.

21.21.

21.21.

21.21.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Wir werden für Berlin einen weiteren Feiertag für Frauen 
und Mädchen empfehlen. Wir empfehlen den 7. März – 
dann könnte z. B. für den 8. März der Kuchen vorbereitet 
werden.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Wir möchten patriarchale Strukturen systematisch 
abbauen und die Rechte nicht-männlicher Personen stär-
ken, indem wir Forschung, Bildung und Lehre geschlech-
tergerecht ausrichten, die Repräsentation im öffentlichen 
Raum erhöhen, Schulprojekte ausbauen, Periodenprodukte 
in öffentlichen Gebäuden kostenlos bereitstellen, Frauen-
hausplätze schaffen, für die Streichung von §218 eintre-
ten und geschlechtergerechte Sprache fördern statt sie 
zu verbieten.

Bergpartei

Wir setzen uns für Gesetze ein, die Frauen* & Mädchen* 
schützen (z. B. Schutz vor häuslicher Gewalt, analoger 
und digitaler sexueller Belästigung & das uneingeschränk-
te Recht auf Abtreibung), die von rechten Parteien blockiert 
werden. Frauen*feindlichkeit darf nicht salonfähig werden, 
Männer* müssen Verantwortung übernehmen & sich für 
die Rechte der Frau* einsetzen und ihren Söhnen* einen 
respektvollen Umgang mit Frauen* und Mädchen* bei-
bringen.

Volt 

Mädchen* und Frauen* sollen sicher leben können. Wir 
bauen Frauenhäuser aus, damit alle, die Schutz brauchen, 
einen Platz finden. Täter häuslicher Gewalt statten wir 
mit Fußfesseln aus, damit Opfer geschützt bleiben. 
Gegen digitale Gewalt wie ungewollte Nacktbilder oder 
sexuelle Belästigung online gehen wir konsequent vor. Im 
Arbeitsmarkt fördern wir gleiche Chancen bei Führungs-
positionen und Gehalt. Wir unterstützen Frauen*, die 
gründen wollen.

BSW

Wir wollen, dass Mädchen und Frauen sich sicher und stark 
fühlen. Deshalb fördern wir Sport- und Integrationsange-
bote, bauen Frauenhäuser aus und wollen Hilfen wie Ärzte 
oder Ämter in vielen Sprachen zugänglich machen, damit 
auch geflüchtete Mädchen und Frauen hier gestärkt wer-
den. Außerdem sollen sie mehr Unterstützung erhalten, 
um in Schule, Freizeit, Beruf und bei politischen Entschei-
dungen selbstbestimmt und gleichberechtigt teilzuhaben.

SGP

Wir fordern die vollständige soziale Gleichberechtigung 
der Frau. Diese Gleichberechtigung kann im Kapitalis-
mus jedoch nicht erreicht werden. Ziel muss es sein, 
dass Arbeiter und Jugendliche, vereint, nicht nach 
Geschlechts- oder Nationalitätsfragen gespalten, für 
die Überwindung des Kapitalismus und für die Errich-
tung eines sozialistischen Systems kämpfen, in dem alle 
Menschen unabhängig von Geschlecht oder Nationalität 
gleichberechtigt sind.

FDP

Wir setzen uns dafür ein, dass Frauen und Mädchen 
selbstbestimmt leben können, mit gleichen Chancen in 
Bildung, Beruf und Unternehmertum. Wir stärken Schutz 
vor Gewalt, bauen Beratungsangebote aus und verbes-
sern Vereinbarkeit von Familie und Arbeit. Bei jungen 
Frauen legen wir einen besonderen Fokus auf die Förde-
rung von Ausbildung- und Studium in MINT-Berufen (Ma-
thematik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik). 

dieBasis

Wie für alle Menschen.
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Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Menschen, die vor Kriegen oder Krisen flüchten, müssen 
in Berlin Schutz bekommen. Wir wollen, dass Geflüch-
tete eine gute Unterkunft haben, hier gesund leben und 
schnell arbeiten oder in die Schule gehen dürfen. Auch für 
Menschen, die aus anderen Ländern bewusst nach Berlin 
ziehen, um hier zu arbeiten, setzen wir uns ein. Nur mit 
Migration ist Berlin erfolgreich. Wir wollen, dass Berlin 
eine Stadt bleibt, die weltoffen und vielfältig ist.

Die Linke 

Die Linke steht für das Recht auf Flucht und Migration. 
Wir werden neue Landesaufnahmeprogramme aufsetzen 
und Bleibeperspektiven schaffen. Geflüchtete sollen mit 
einem städtischen Ausweis nach dem Vorbild der New 
York City ID gleichberechtigten Zugang zu Wohnraum, 
Gesundheit, Bildung, Arbeit, Sozialleistungen und Kultur 
erhalten. Wir wollen eine würdige Unterbringung und Ein-
bürgerung sowie das Wahlrecht nach fünf Jahren Aufent-
halt in Berlin.

AfD 

Sind mit dem Kunstwort „Migrant*innen“ Einwanderer 
gemeint sind, die sich legal hier aufhalten und Deutsch-
land freiwillig als ihr neues Zuhause gewählt haben? Dann 
freuen wir uns, wenn sie schnell die deutsche Sprache 
lernen und über Ausbildung und Beruf ein Teil unserer 
Gesellschaft werden, Steuern zahlen und sich an unsere 
Werte und Gesetze halten. 
Wer sich selbst eine neue Heimat sucht, hat eine Bring-
schuld. Nicht das Land, in das er einwandert, muss sich 
um ihn kümmern. Er selbst muss alles dafür tun, dass er 
seinen Beitrag leistet.

22. Was tun Sie für Migrant*innen  
in Berlin?

CDU 	

Die CDU Berlin verfolgt eine zweigleisige Migrationspoli-
tik: Sie setzt auf strenge Begrenzung und Rückführung 
illegaler Migration, fördert gleichzeitig die Arbeitsmarktin-
tegration. Im Fokus stehen der Ausbau des Willkommens-
zentrums, schnellere Einbürgerung und mehr Arbeitsge-
legenheiten für Migranten.

SPD 

Berlin bleibt weltoffen und eine Stadt der Zuwanderung, 
Offenheit und Partizipation. Einbürgerung sichert demo-
kratische Teilhabe, weniger Sammelunterkünfte für Ge-
flüchtete verbessern Integration. Wir stärken migranti-
sche Zivilgesellschaft, fördern ein Migrationsmuseum, 
ein Demokratie-Hub für geflüchtete Aktivist*innen, 
sorgen für schnellere Anerkennung ausländischer Ab-
schlüsse undmehr (digitale) Sprachkurse, auch berufs-
begleitend.

Piratenpartei Deutschland 

Deutschland braucht bei einer niedrigen und sinkenden 
Geburtenrate Migration. Ein Einwanderungs-Gesetz und 
eine Willkommenskultur (auch für Schutzsuchende) sind 
notwendig. Die Aufnahme von Migrant*innen muss ein-
facher und digitaler werden.
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Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Ohne Migrant*innen gäbe es in Berlin weder Spätis noch 
medizinische Versorgung, sehr viel weniger Handwerker, 
kaum Reinigungskräfte und nicht einen einzigen Pizza-
Lieferdienst. Die bekommen auch einen Feiertag, an dem 
niemand frei hat, sondern jeder arbeiten muss und sich 
dabei besonders zu bemühen hat.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Wir wollen neu zugewanderten Menschen schnelleren 
Zugang zu Arbeit, Bildung und Kultur ermöglichen. Wir 
sind gegen riesige Sammelunterkünfte. Den Einsatz von 
Sprachmittler:innen und Übersetzer:innen in Schulen, 
der Polizei und weiteren öffentlichen Stellen bauen wir 
aus und fördern und erweitern gezielt Empowerment-
Programme. Wir setzen uns für Anerkennung der Vielfalt 
migrantischer Communities ein, statt sie unter General-
verdacht zu stellen.

Bergpartei

Migrant*innen sollten schonmal nicht mit diesen Einweg-
Schlauchbooten kommen, das ist schlecht für die schönen 
Mittelmeer-Strände. Es sollte luxuriöse Fähren geben. 
Mit Komfort-Check-In für die, die das erste mal ankom-
men. Da kann man sich schon an Bord an den zu hohen 
Lebensstandart gewöhnen, den es hier nur auf Kosten der 
Heimatländer gibt & somit 1 Fluchtursache ist. Rassismus 
rechtfertigt Ausbeutung & Antisemitismus beschuldigt die 
Falschen.

Volt 

Migration ist eine Chance für Berlin. Wer nach Berlin 
kommt, soll von Anfang an dazugehören. Kinder und 
Jugendliche mit Fluchterfahrung bekommen sofort einen 
Schul- und Kitaplatz. Berufsabschlüsse aus anderen Län-
dern erkennen wir schneller an, damit Menschen sofort 
arbeiten können. Und wer in Berlin lebt, soll auch mitre-
den können: Wir wollen, dass Menschen ohne deutschen 
Pass in Bürgerräten auf das Leben in der Stadt einen 
Einfluss haben.

BSW

Wir wollen, dass alle Menschen in Berlin gut ankommen. 
Migranten sollen Deutsch lernen, früh arbeiten gehen 
oder eine Ausbildung machen können. Abschlüsse sollen 
leichter und kostengünstiger anerkannt werden. Kinder 
sollen in Kitas und Schulen integriert werden, damit sie 
gute Chancen auf einen hohen Schulabschluss erhalten. 
Kulturelle Projekte, Feste und Sportvereine sollen helfen, 
dass Menschen sich kennenlernen und Vorurteile abge-
baut werden.

SGP

Migrant*innen werden ausgebeutet, diskriminiert und 
abgeschoben – im Interesse einer Politik, die billige Arbeit 
will, aber keine Rechte gewähren möchte. Die SGP for-
dert: Gleiche Rechte für alle, die hier leben und arbeiten 
– unabhängig von Herkunft oder Papieren. Abschiebelager 
schließen. Migranten sind nicht für die Folgen der Berei-
cherung der Reichen und der Aufrüstung verantwortlich! 
Für einen gemeinsamen Kampf gegen den Kapitalismus!

FDP

Wir wollen Integration, die funktioniert, durch klare 
Chancen und klare Erwartungen. Dazu gehören schnel-
le Sprachförderung, gute Bildung und der Zugang zum 
Arbeitsmarkt. Wer hier lebt, soll die Möglichkeit haben, sich 
etwas aufzubauen. Gleichzeitig erwarten wir, dass unsere 
Regeln respektiert werden. Wer in Not ist, dem soll tem-
porär geholfen werden. Grundsätzlich wollen wir Migration 
auf die Einwanderung Arbeitswilligen fokussieren. 

dieBasis

Respektvolle Begegnung und notwendige Hilfe. Die 
Ursachen für Flucht und Vertreibung im Heimatland mit 
diplomatischen Mitteln ausräumen. Gegen Rüstung und 
Krieg auf die Straße gehen.
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Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Diskriminierung, egal in welcher Form und an welchem 
Ort, soll es in Berlin nicht geben. Wir kämpfen gegen 
Diskriminierung und für Vielfalt, Gleichbehandlung und 
Teilhabe. Betroffene wollen wir empowern und Bera-
tungsangebote dauerhaft sichern. Organisationen, die 
sich erfolgreich gegen Diskriminierung einsetzen, müssen 
gestärkt werden. Unser Antidiskriminierungsgesetz, das 
vor Diskriminierung durch Behörden schützt, wollen wir 
weiterentwickeln.

Die Linke 

Vielfalt macht Berlin lebens- und liebenswert. Als Linke 
verteidigen wir diese offene und vielfältige Gesellschaft. 
Niemand darf diskriminiert werden, ob in Behörden oder 
Schulen, beim Arztbesuch oder auf Wohnungssuche. Wir 
werden den Kampf gegen Rassismus und Antisemitismus 
überall in der Stadt stärken. Menschen mit Migrations-
geschichte und von Diskriminierung Betroffene brauchen 
mehr Sichtbarkeit und Dialog, dafür setzen wir uns ein.

AfD 

Mit dem Grundgesetz und den darauf basierenden 
Gesetzen und Vorschriften gibt es ausreichende 
Regelungen gegen Diskriminierungen jeglicher Art.

23. Was tun Sie dagegen, dass 
Menschen in Deutschland immer 
noch diskriminiert werden?

CDU 	

Wir setzen uns aktiv für ein respektvolles Miteinander ein. 
Ein zentraler Baustein ist die neue Enquete-Kommission, 
die parteiübergreifend Strategien gegen Rassismus und 
Antisemitismus entwickelt. Mit der Vision einer sicheren 
Regenbogenhauptstadt stärkt sie unter anderem den 
Schutz queerer Menschen. Zudem bietet eine interne 
Ombudsstelle Betroffenen direkte Hilfe. Ziel ist ein Berlin, 
das Vielfalt als Stärke lebt und Zusammenhalt fördert.

SPD 

Vielfalt macht Berlin stark. Und wir schützen sie – durch 
unseren Einsatz für Chancengleichheit, Demokratie und 
Respekt. Gegen Diskriminierung setzt die SPD auf ein 
Landes-Antidiskriminierungsgesetz, die Arbeit im Rain-
bow Cities Network und unabhängige Beschwerdestellen, 
auch bei Wohnungssuche. Schulen und JugendOrte erhal-
ten Anti-Rassismus-AGs und queere Beratungsstellen, 
auch ein Diskriminierungs-Check bei neuen Gesetzen ist 
geplant.

Piratenpartei Deutschland 

Wir brauchen einen stärkeren Diskriminierungsschutz 
über das Allgemeine Gleichstellungsgesetz hinaus. Die Pi-
ratenfraktion hat bereits ein Landesantidiskriminierungs-
gesetz für Berlin gefordert. Das wurde am 11. Juni 2020 
vom Berliner Abgeordnetenhaus verabschiedet.
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Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Rassismus ist eine Charakterschwäche von Untermen-
schen, dazu kommen noch viele Leute, die einfach dumm 
sind. Wahrscheinlich ist es das Sinnvollste, für diese Per-
sonen Arbeits- und Umerziehungslager einzurichten. Hier 
können einige Personen resozialisiert und wieder ein Teil 
von einem freundlichen, weltoffenen und friedlichen Mit-
einander werden. In hoffnungslosen Fällen geht zumindest 
nicht die produktive Kraft dieser Leute für die Gesellschaft 
nicht verloren.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Wir stärken die Antidiskriminierungsbeauftragten und 
bauen anonyme, niedrigschwellige Beratungsstellen aus. 
Das Berliner Antidiskriminierungsgesetz verteidigen wir. 
Lehrer:innen, Erzieher:innen, Polizist:innen und Behör-
denmitarbeitende müssen verpflichtende Anti-Diskrimi-
nierungstrainings absolvieren. Zusätzlich möchten wir 
Demokratieprojekte und Veranstaltungen gegen Diskrimi-
nierung und Ausgrenzung im Schulalltag fördern.

Bergpartei

Gegen Diskriminierung hilft nur Aufklärung und Solidari-
tät. Wir selber bemühen uns damit aufzuhören, denn 
solang man sich nicht schlau macht, diskriminiert man 
schneller als man denkt. Die große Schwierigkeit ist, die 
eigenen Privilegien zu hinterfragen. Das ist schmerzhaft. 
Die nächste Hürde ist, zu hinterfragen was "normal" ist. 
Es hilft dafür sehr, Menschen mit "anderen" Erfahrungen 
zuzuhören und sie zu ermutigen, ohne herab zu schauen.

Volt 

Jeder Mensch soll in Berlin so leben können, wie er ist, 
ohne Angst vor Diskriminierung. Wir stärken Bildungsan-
gebote zu Antidiskriminierung in Schulen und bauen An-
laufstellen aus, die einfach erreichbar sind. Polizist*innen 
werden verpflichtend zu Rassismus und Diskriminierung 
geschult. Außerdem schaffen wir mehr Räume für queere 
Menschen und sorgen für mehr Vielfalt in Politik und Ver-
waltung.

BSW

Diskriminierung darf es in Deutschland nicht geben. Im 
öffentlichen Dienst und auch in anderen Jobs sollten 
nur Fähigkeiten zählen, nicht Herkunft oder Geschlecht. 
Jugendliche und Erwachsene sollen vor Gewalt gegen 
LGBTQ+ geschützt werden. Statt teurer Stellen wollen 
wir Projekte fördern, die gezielt helfen, homophobe Ge-
walt zu verhindern und Zusammenhalt zu stärken.

SGP

Diskriminierung ist real und muss bekämpft werden. Aber: 
Antirassismus-Trainings und Diversity-Beauftrage än-
dern die Verhältnisse nicht. Diskriminierung hat materielle 
Wurzeln – Armut, Konkurrenz, Spaltung. Die SGP kämpft 
für eine Gesellschaft, in der niemand aufgrund von Her-
kunft, Aussehen oder Religion benachteiligt wird – und 
das bedeutet: Kampf gegen das System, das Ungleichheit 
produziert: den Kapitalismus.

FDP

Diskriminierung widerspricht allem, wofür wir stehen. Wir 
setzen auf klare Regeln des Rechtsstaats und deren kon-
sequente Durchsetzung. Gleichzeitig stärken wir Bildung, 
Aufstiegschancen und Eigenverantwortung, denn echte 
Gleichberechtigung entsteht durch faire Chancen im All-
tag. Das Recht gilt für alle gleich. Dieser Grundsatz muss 
im Zweifel auch mit rechtsstaatlichen Mitteln durchge-
setzt werden.

dieBasis

Diskriminierung bedeutet, dass man einen Unterschied 
feststellt. Das ist alleine kein Problem. Wir sind ja nicht 
alle gleich. Schlimm ist es aber, wenn ich andere wegen 
ihrer Hautfarbe oder ihrer Meinung benachteilige oder 
verfolge. Das wollen wir verhindern, indem wir Krieg und 
Gewalt verhindern.
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Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

In der aktuellen Zeit müssen wir Frieden und Sicherheit 
mehr denn je verteidigen. Wir wollen Konflikte ohne Ge-
walt lösen. Dazu braucht es internationale Zusammen-
arbeit, Dialog sowie die Anerkennung und Einhaltung des 
Völkerrechts. Die Europäische Union steht im Zentrum 
unserer Außenpolitik, denn gemeinsam haben wir auf der 
Welt mehr Einfluss. Wir müssen zudem in der Lage sein, 
den Frieden in Europa zu verteidigen, falls ein Land an-
gegriffen wird.

Die Linke 

Wir lehnen es ab, dass in Berlin immer mehr Rüstungs-
industrie und -forschung angesiedelt wird. Das globale 
Wettrüsten schafft keine Sicherheit, sondern erhöht die 
Kriegsgefahr. Die Hetze gegen migrantische Menschen, 
der Druck auf Erwerbslose und die Politik der Militarisie-
rung und Aufrüstung gehen Hand in Hand. So geraten 
Frieden und soziale Gerechtigkeit ins Abseits und es ge-
deihen Menschenverachtung und Kriegstreiben.

AfD 

Miteinander reden und Handel zum gegenseitigen Nutzen 
betreiben sind die wichtigsten Voraussetzungen für 
Frieden. Handelsschranken und Wirtschaftsboykotte sind 
dabei nicht hilfreich, führen eher zu neuen Kriegen.
Kriege enden stets mit Friedensverhandlungen. Daher 
sollte man sich das Leid vieler Tote auf allen Seiten 
sparen und im Gespräch bleiben und miteinander Handel 
betreiben.

24. Was wollen Sie tun, damit Kriege 
aufhören? 

CDU 	

Die CDU Berlin orientiert sich in der Frage zur Beendigung 
von Kriegen an der Haltung der CDU/CSU-Bundesfrak-
tion, die auf Frieden und Stärke, Verteidigungsfähigkeit 
und feste Bündnisse (NATO/EU) setzt. Sie unterstützt 
die Ukraine, um den russischen Angriffskrieg zu stoppen, 
und betont Sicherheit in Europa durch Abschreckung und 
Diplomatie. 

SPD 

Berlin ist die Stadt der Freiheit und Solidarität. Wir 
unterstützen diplomatische Lösungen, fördern gute 
Beziehungen, den Dialog mit anderen Ländern, stärken 
die Zusammenarbeit mit internationalen Partnerstädten 
und Netzwerken wie Mayors for Peace. Um Frieden zu 
sichern, ist es wichtig, dass Deutschland und Europa sich 
verteidigen können. Wir bekennen uns zu regelbasierter 
internationaler Ordnung, dem Völkerrecht und interna-
tionalen Bündnissen.

Piratenpartei Deutschland 

Teil des Berliner Piratenprogramms ist ein „Pazifistisches 
Manifest“ für gewaltfreie Lösungen und mit einer klaren 
Haltung gegen jedwede Aggression.
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Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

In diesem Wahlkampf müssen wir uns leider auf dem in-
neren Frieden von Berlin beschränken – und dessen Ver-
teidigung gegen Touristen, Brandenburger und Schwaben.  
Für Fragen zur aktuellen Weltpolitik stehen wir wieder im 
Wahlkampf um Bundestag und EU-Parlament (2029) zur 
Verfügung.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Wir in Berlin können leider nicht direkt Kriege beenden. 
Das ist oft Bundespolitik. Aber wir wollen diplomatische 
Beziehungen z. B. zu Partnerstädten und Organisationen 
im Ausland nutzen, um auf Konflikte mildernd einzuwir-
ken. Wir stellen uns klar auf die Seite des Völkerrechts und 
würden entsprechende Haftbefehle auf unserem Landes-
gebiet durchsetzen. Von Krieg Betroffenen soll Berlin ein 
Zufluchtsort sein. humanitäre Hilfe bauen wir aus.

Bergpartei

Es wird mehr Kriege geben, wenn nationalistische Kriegs-
treiber an die Macht gewählt werden. Die Wirtschaft 
verdient Geld durch Krieg und braucht Nationalismus in 
der Bevölkerung, um den Krieg auch nach Deutschland 
zu bringen. Die deutsche Geschichte hat gezeigt, dass 
Nationalismus falsch ist. Kein Land ist besser als andere. 
Wenn das Leben irgendwo besser ist, liegt das meist an 
sozialen Bewegungen, die Fortschritte gegen den Staat 
selbst erzielen.

Volt 

Kriege enden am Verhandlungstisch, nicht auf dem 
Schlachtfeld. Wir setzen uns für starke europäische Dip-
lomatie ein, damit Europa mit einer Stimme für Frieden 
verhandelt. Eine gemeinsame europäische Armee soll 
Angriffe abschrecken, damit Kriege gar nicht erst entste-
hen. Gegen Kriegsverbrechen setzen wir Sanktionen ein. 
Und langfristig stärken wir Demokratien weltweit, weil 
stabile Demokratien seltener Krieg führen.

BSW

Wir wollen, dass Berlin und Deutschland sich für Frieden 
einsetzen. Das bedeutet für uns Abrüstung statt Aufrüs-
tung, Konflikte diplomatisch lösen, zivilgesellschaftliche 
Friedensprojekte fördern und Jugendliche über internatio-
nale Zusammenarbeit und Gewaltfreiheit aufklären. Krieg 
darf nicht als Mittel der Politik normalisiert werden. Wir 
setzen auf Dialog, Solidarität und globale soziale Gerech-
tigkeit.

SGP

Die Kriege im Nahen Osten, der Ukraine und in Südameri-
ka sind Teil eines globalen Konflikts um die Neuaufteilung 
der Welt. Es droht ein Atomkrieg, der uns alle betrifft. 
Dieser Wahnsinn kann nicht durch Diplomatie oder guten 
Willen gestoppt werden, sondern nur, wenn den Mäch-
tigen das Handwerk gelegt wird. Die großen Banken und 
Konzerne müssen enteignet, das veraltete Nationalstaa-
tensystem überwunden werden. Sozialismus statt Krieg!

FDP

Kriege verhindert man durch eigene Stärke. Wir setzen 
daher auf eine starke Diplomatie, internationale Zusam-
menarbeit und eine wehrhafte Demokratie. Gleichzeitig 
müssen wir unsere Werte selbstbewusst verteidigen und 
Partner unterstützen, die angegriffen werden. Unser 
Leitspruch lautet: Frieden sichern durch Dialog, aber auch 
durch Konsequenz gegenüber Aggressoren.

dieBasis

Kriege hören dann auf, wenn sich die Bevölkerung eines 
Landes nicht mehr gegen die Bevölkerung eines anderen 
Landes aufhetzen lässt. Darum wollen wir einen Jugend-
austausch mit allen Ländern dieser Erde.

24.24.

24.24.

24.24.

24.24.



Stimmt das wirklich?  
Wir haben Aussagen mit Zahlen, Gesetzen und 
über vergangene Handlungen von Parteien geprüft. 
Das Symbol zeigt dir, bei welchen Aussagen Fragen 
aufgekommen sind. Im QR-Code findest du mehr 
dazu. Mach auch du einen Infocheck! U16/U18-Netzwerk Berlin

U16 wird gefördert durch: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Wir lehnen eine Wehrpflicht ab. Auch die neue verpflich-
tende Musterung, also die Pflicht, einen Fragebogen 
der Bundeswehr auszufüllen und sich untersuchen zu 
lassen, wollen wir nicht. Der Dienst bei der Bundes-
wehr soll freiwillig bleiben und es soll auch kein anderes 
Pflichtjahr eingeführt werden. Junge Menschen brauchen 
gute Perspektiven und keine Pflichtdienste. Wir stärken 
stattdessen die Freiwilligendienste, auch im Sozial- und 
Umweltbereich.

25. Was denken Sie über die 
Wehrpflicht? 

CDU 	

Wir sind für die schrittweise Rückkehr zur Wehrpflicht, um 
die Verteidigungsfähigkeit zu sichern. Ihr Konzept sieht 
eine Kontingentwehrpflicht vor, bei der nur so viele Per-
sonen eingezogen werden, wie die Bundeswehr benötigt. 
Langfristiges Ziel ist ein verpflichtendes Gesellschaftsjahr 
für alle Schulabgänger, wahlweise beim Militär oder im 
sozialen Bereich, wie es auch schon früher war.

SPD 

Den auf Bundesebene gefundenen Kompromiss unter-
stützen wir, dennoch braucht es eine attraktivere Ausge-
staltung des Wehrdienstes. Zusätzlich würden wir einen 
Rechtsanspruch auf einen Freiwilligendienst für junge 
Menschen begrüßen. Junge Menschen sollen sich gut 
einbringen können, statt reflexhaft in die Pflicht genom-
men zu werden. In Berlin haben wir deshalb das Wahlalter 
abgesenkt und werden ein Kinder- und Jugendparlament 
einführen.

PARTEI MENSCH KLIMA TIERSCHUTZ 

Eine allgemeine Wehrpflicht lehnen wir ab, weil sie jun-
ge Menschen in den Dienst von Militäreinsätzen zwingt. 
Stattdessen würden wir einen freiwilligen Sozialdienst 
stärken, der wirklich der Gesellschaft nützt und Jugendli-
chen nicht die Entscheidungsgewalt über ihr Leben nimmt.

25.

Die Linke 

Wir lehnen die Wiedereinführung der Wehrpflicht – egal in 
welcher Form – ab und stellen uns der Militarisierung der 
Gesellschaft entschlossen entgegen. Minderjährige dür-
fen gemäß UN-Kinderrechtskonvention nicht rekrutiert 
werden, jedoch ist die Bundeswehr vermehrt in Schulen, 
auf Stadtteilfesten und Ausbildungsmessen und auf 
Social-Media-Kanälen präsent. Wir erteilen der aktiven 
Ansprache junger Menschen durch die Bundeswehr eine 
klare Absage. 

25.

25.

AfD 

Eine Wehrpflicht, die ausschließlich dem Ziel der Landes-
verteidigung dient, wäre in Ordnung. Eine Wehrpflicht, die 
dazu dient, Rekruten in fremde Länder zu schicken, um 
dort Krieg zu führen, lehnt die AfD ab.

25.

25.

Piratenpartei Deutschland 

Moderne Verteidigung benötigt professionelle Streit-
kräfte. Die Wehrpflicht sollte nur eine Ausnahme sein, 
abhängig von der weltpolitischen Lage. 

25.

25.



Zur Vorbereitung auf die U16-Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin am 11.09.2026 haben Kinder und Jugendliche 
Fragen an die Parteien gestellt. Wir haben für Euch die Antworten gesammelt und aufbereitet. Alle anderen Fragen 
und Ideen für die Verwendung findet ihr unter: u16.berlin/methoden 

Die Partei 

Wir sind hier zwiegespalten. Auf der einen Seite sind wir in 
erster Linie Politiker, was natürlich bedeutet, dass wir uns 
selbst nicht besonders gut selbst verteidigen können. Und 
selbstverständlich würden wir eher hunderte von euch 
namenlosen Fleischsäcken in irgendwelchen Schützen-
gräben am Ende der Welt, an einer strategisch unbedeu-
tenden Stellung, qualvoll verrecken lassen, als dass wir 
auf unseren Morgenchampagner verzichten würden. Zur 
Not auch mehrmals täglich. Auf der anderen Seite haben 
wir aber auch Verständnis für diejenigen, die dabei wenig 
Freude empfinden, darin keinen Sinn sehen oder eine län-
gere Berufskarriere geplant haben. Aber keine Sorge: Die 
Propagandamaschine läuft – spätestens zur nächsten 
U16-Wahl werden die Kinder wieder stolz sein, ihr Leben 
für die gute Sache, wie z. B. Gewinne von Rüstungs- und 
Mineralölkonzernen, zu verschwenden.

25. Bergpartei

Man muss mit Menschen in Ländern solidarisch sein, die 
angegriffen werden! Doch niemand sollte in Kasernen 
eingesperrt sein & das Leben für eine Nation opfern. Wir 
raten Menschen in Armee-Uniformen: überlegt es euch! 
Das Leben ist schön & man wäre ja jung. Man kann Liebe 
finden, Freundschaft oder Abenteuer. Wehrdienst darf 
verweigert werden! Wenn die UN stärker wird, indem 
Staaten ihr Recht auf Selbstverteidigung an sie abtreten, 
gibt es Frieden.

Volt 

Ihr sollt nicht gezwungen werden, Soldat*in zu werden. 
Wir lehnen eine Wehrpflicht ab, weil Zwang keine gute 
Grundlage für Sicherheit ist. Stattdessen wollen wir 
eine Armee, die durch moderne Ausstattung und gute 
Bedingungen attraktiv ist. Wer sich engagieren möchte, 
kann das freiwillig, ob beim Militär, im Sozialen oder im 
Umweltschutz. Langfristig liegt unsere Stärke in einer 
gemeinsamen europäischen Armee.

BSW

Wir lehnen die Wehrpflicht ab. Jugendliche sollen nicht 
zum Militär geschickt werden und ihr Leben für den Profi 
einiger weniger Menschen opfern. Stattdessen setzt 
das BSW auf Frieden und Abrüstung. Konflikte müssen 
durch Gespräche gelöst werden. Schulen sollen nicht 
kriegstüchtig machen, sondern junge Menschen über 
Diplomatie, Solidarität und friedliches Zusammenleben 
informieren. 

SGP

Mit der Wehrpflicht soll das Kanonenfutter für die Kriege 
der Reichen rekrutiert werden. Zugleich soll die Jugend 
in militärische Disziplin gezwungen werden, um Wider-
stand gegen Krieg zu unterdrücken. Der Kampf gegen 
die Wehrpflicht muss daher ein Kampf gegen den Kriegs-
wahnsinn sein und das ihm zugrundeliegende System: 
den Kapitalismus. Dabei sind nicht die Kriegsparteien im 
Bundestag, sondern Arbeiter auf der ganzen Welt unsere 
Bündnispartner.

FDP

Wir halten eine starre Wehrpflicht für falsch. Daher haben 
wir sie damals in der Bundesregierung beendet. Entschei-
dend ist, dass unsere Bundeswehr gut ausgestattet und 
attraktiv für Freiwillige ist. Wir setzen auf einen modernen 
Dienst, der militärische und zivile Optionen bietet. Wer 
sich einbringt, soll das aus Überzeugung tun, in einer gut 
ausgestatteten Bundeswehr.

dieBasis

Das schlechte an der Wehrpflicht ist, dass sie staat-
lichen Zwang bedeutet und die Freiheit der Menschen 
einschränkt. Und niemand darf zum Kriegsdienst mit 
der Waffe gezwungen werden. Das ist ein Grundrecht 
in unserer Verfassung. Auf der anderen Seite ist eine 
Volksarmee besser als eine Berufsarmee, um eine demo-
kratische Kontrolle der Bevölkerung über die Bundeswehr 
auszuüben.

25.

25.
25.
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